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Unterrichtung 
durch die Bundesregierung 

Entwurf eines Gesetzes über das Baugesetzbuch 
- Drucksache 10/4630 - 

hier: Stellungnahme des Bundesrates 

Der Bundesrat hat in seiner 560. Sitzung am 31. Ja-
nuar 1986 gemäß Artikel 76 Abs. 2 des Grundgeset-
zes beschlossen, zu dem Gesetzentwurf wie nach-
stehend ersichtlich Stellung zu nehmen. 

1. Zu Artikel 1 Nr. 3 (§ 1) 

In Artikel 1 Nr. 3 ist vor Buchstabe a folgender 
Buchstabe Oa einzufügen: 

,0a) In Absatz 3 werden nach dem Wort „Ord-
nung" die Worte „einschließlich des Um-
weltschutzes" eingefügt.' 

Begründung 

Die Bedeutung des Umweltschutzes für die Si-
cherung und Erhaltung der Lebensgrundlagen 
des Menschen erfordert eine verstärkte Berück-
sichtigung auch in den Grundsätzen der Bau-
leitplanung. 

2. Zu Artikel 1 Nr. 3 (§ 1 Abs. 5 Satz 1) 

In Artikel 1 Nr. 3 Buchstabe b sind in Absatz 5 
Satz 1 nach dem Wort „schützen" die Worte „und 
zu entwickeln" einzufügen. 

Begründung 

Die Bauleitpläne gewinnen in Verbindung mit 
der Landschafts- und Grünordnungsplanung 

den Charakter eines Elements zur Entwicklung 
von Natur und Landschaft als natürliche Le-
bensgrundlage. Dies erlangt besondere Bedeu-
tung in den Fällen der in die Bauleitplanung 
integrierten Landschaftsplanung. Aus diesem 
Grund ist die Verankerung eines Entwicklungs-
gebots für natürliche Lebensgrundlagen in den 
Grundsätzen der Bauleitplanung unverzichtbar. 

3. Zu Artikel 1 Nr. 3 Buchstabe b (§ 1 Abs. 5 zu 
Nummer 4, nach Nummer 4) 

In Artikel 1 Nr. 3 Buchstabe b ist in § 1 Abs. 5 
nach der Nummer 4 folgende Nummer 4 a ein-
zufügen. 

„4 a. Die Belange des Denkmalschutzes und der 
Denkmalpflege sowie die erhaltenswerten 
Ortsteile, Straßen und Plätze von ge-
schichtlicher, künstlerischer oder städte-
baulicher Bedeutung." 

Als Folge sind in § 1 Abs. 5 Nr. 4 die Worte „und 
die Belange des Denkmalschutzes" zu strei-
chen. 

Begründung 

Wegen der Kompetenz der Länder für das 
Denkmalschutzrecht muß die Besonderheit des 
denkmalpflegerischen Erhaltungsgedankens als 
kultureller Belang einschließlich der archäolo- 
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Die Gegenäußerung der Bundesregierung wird unverzüglich nachgereicht werden. 



Drucksache 10/5027 	Deutscher Bundestag — 10.Wahlperiode 

gischen Denkmalpflege (Bodendenkmalpflege) 
deutlicher werden, da Denkmalschutzrecht kein 
Bodenrecht nach Artikel 74 Nr. 18 GG, sondern 
Kulturverwaltungsrecht (Artikel 30, 80, 83 GG) 
ist. Daneben sollte ergänzend die bisherige Fas-
sung (bisher 9. Spiegelstrich) als die seit 1976 
vertraute Fassung auch wegen der hierzu er-
folgten Rechtsprechung beibehalten werden. 

4. Artikel 1 Nr. 3 Buchstabe b (§ 1 Abs. 5 Satz 2 
Nr. 7) 

In Artikel 1 Nr. 3 Buchstabe b sind in § 1 Abs. 5 
Satz 2 Nr. 7 nach dem Wort „Wasser," die Worte 
„der Abwasserbeseitigung," einzufügen. 

Begründung 

Aufgezählt werden u. a. Belange der städtebauli-
chen Infrastruktur. Die Abwasserbeseitigung ist 
im allgemeinen neben der verkehrlichen Er-
schließung die aufwendigste Infrastrukturmaß-
nahme. Abwasserfragen können darüber hinaus 
entscheidend dafür sein, ob eine bauliche Nut-
zung überhaupt oder nur in bestimmter Weise 
zugelassen werden kann. 

5. Artikel 1 Nr. 3 Buchstabe b (§ 1 Abs. 5 Satz 3) 

In Artikel 1 Nr. 3 Buchstabe b ist in § 1 Abs. 5 
der Satz 3 wie folgt zu fassen: 

„Mit Grund und Boden ist sparsam und scho-
nend umzugehen; die Möglichkeiten der inner-
örtlichen Erneuerung und Entwicklung sollen 
vorrangig genutzt werden." 

Begründung 

Vorsorgender Bodenschutz muß beim Landver-
brauch ansetzen (Bodenschutzkonzeption der 
Bundesregierung BT-Drucksache 10/2977, S. 31). 
Es ist daher erforderlich, daß die planende Ge-
meinde bei ihrer Bauleitplanung zum sparsa-
men und schonenden Umgang mit Grund und 
Boden verpflichtet ist. Eine Sollbestimmung 
reicht dazu nicht aus. Die Änderung ist dabei im 
Zusammenhang mit der beabsichtigten Neure-
gelung in § 35 Abs. 5 zu sehen; dort „sind" die im 
Außenbereich zulässigen Vorhaben in einer flä-
chensparenden Weise auszuführen. Auch die 
Neuformulierung läßt genügend Raum für die 
gemeindlichen Planungen. 

Eine besonders wichtige Maßnahme zur Verrin-
gerung der Flächeninanspruchnahme ist die in-
nerörtliche Erneuerung und Entwicklung. Sie 
soll auch im Hinblick auf die positiven Ergeb-
nisse der Stadt- und Dorferneuerung im Gesetz 
durch den einzufügenden Halbsatz 2 selbst ver-
ankert werden. Durch die Soll-Bestimmung 
wird der Gemeinde eine besondere Abwägungs-
pflicht auferlegt; die Gemeinde kann dem 
Grundsatz des sparsamen Landschaftsver-
brauchs im ersten Halbsatz jedoch auch auf an-
dere Weise als durch innenörtliche Erneuerung 
und Entwicklung Rechnung tragen. 

6. Artikel 1 Nr. 3 Buchstabe b (§ 1 Abs. 5 Satz 4) 

In Artikel 1 Nr. 3 Buchstabe b sind in § 1 Abs. 5 
Satz 4 nach dem Wort „Flächen" die Worte „so-
wie für den Naturschutz und die Landschafts-
pflege bedeutsame Flächen" einzufügen. 

Begründung 

Die Beschränkung der Umwidmung und Inan-
spruchnahme bestimmter abschließend aufge-
zählter Flächen auf den notwendigen Umfang 
erweckt den Eindruck, dieser Planungsgrund-
satz gelte nicht für Flächen, die für den Natur-
schutz und die Landschaftspflege bedeutsam 
sind. Es bedarf ihrer ausdrücklichen Einbezie-
hung. 

7. Zu Artikel 1 Nr. 4 (§ 2 Abs. 3) 

In Artikel 1 Nr. 4 ist in § 2 Abs. 3 nach dem Wort 
„Änderung" das Wort „, Ergänzung" einzufü-
gen. 

Begründung 

Der Entwurf übernimmt in § 2 Abs. 3 den 
Grundsatz, daß kein Anspruch auf Bauleitpla-
nung besteht. Nach geltendem Recht gilt dieser 
Grundsatz auch für die „Ergänzung" von Bau-
leitplänen (§ 2 Abs. 7 BBauG). Im Entwurf ist in 
der Aufzählung die „Ergänzung" nicht enthal-
ten; er entspricht insoweit nicht dem § 2 Abs. 7 
BBauG. 

Da eine Änderung nicht erfolgen soll, ist dies 
durch die Einfügung des Wortes „Ergänzung" 
klar zum Ausdruck zu bringen. 

8. Zu Artikel 1 Nr. 6 (§ 3 Abs. 1 Satz 1) 

In Artikel 1 Nr. 6 ist in § 3 Abs. 1 Satz 1 nach den 
Worten „möglichst frühzeitig" das Wort „öffent-
lich" einzufügen. 

Begründung 

Die „frühzeitige Bürgerbeteiligung" ist — wie 
bisher — öffentlich durchzuführen. Die vorge-
schlagene Ergänzung soll dies zweifelsfrei klar-
stellen. 

9. Artikel 1 Nr. 6 (§ 3 Abs. 2) 

In Artikel 1 Nr. 6 ist in § 3 Abs. 2 folgender Satz 
anzufügen. 

„Bei der Vorlage der Bauleitpläne nach § 6 oder 
§ 11 sind die nicht berücksichtigten Bedenken 
und Anregungen mit einer Stellungnahme der 
Gemeinde beizufügen." 

Begründung 

Eine wirksame Rechtskontrolle ist in der Praxis 
nur möglich, wenn die nicht berücksichtigten 
Bedenken und Anregungen bei der Vorlage der 
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Bauleitpläne mit vorgelegt werden. Die Mög-
lichkeit, die Unterlagen nachträglich anzufor-
dern, erhöht den Verwaltungsaufwand und 
führt zu Verzögerungen. 

10. Artikel 1 Nr. 9 (§ 5 Abs. 1) 

In Artikel 1 Nr. 9 ist der Buchstabe a zu strei-
chen. 

Begründung 

Der Flächennutzungsplan muß als eine Planung 
erhalten bleiben, die die Art der Bodennutzung, 
soweit erforderlich, für das ganze Gemeindege-
biet umfassend darstellt (vgl. § 5 Abs. 1 Satz 1). 
Mit der im Regierungsentwurf vorgesehenen 
Regelung, daß Flächen aus der Darstellung aus-
genommen werden können, würde dieser mit 
dem Flächennutzungsplan verfolgte Zweck in 
Frage gestellt. Eine solche Regelung würde der 
mit dem Baugesetzbuch beabsichtigten Stär-
kung des Instruments des Flächennutzungs-
plans widersprechen. Dies wiegt um so schwe-
rer, als davon ausgegangen werden kann, daß 
künftig gerade Problembereiche, für die eine 
planerische Konfliktlösung notwendig ist, im 
Flächennutzungsplan ausgeklammert werden. 
Die Herausnahme von Flächen aus der Planung 
vermindert zwangsläufig auch den Aussagewert 
der Darstellung für benachbarte Flächen. Sie 
führt zu Verunsicherungen der Eigentümer 
auch von land- und forstwirtschaftlichen Grund-
stücken auf den ausgesparten und benachbar-
ten Flächen. Langwierige Auseinandersetzun-
gen der Beteiligten darüber, ob die Heraus-
nahme von Flächen die Grundzüge der Planung 
berührt, sollten vermieden werden. 

Der Flächennutzungsplan hat für flächenwirk-
same Fachplanungen anderer öffentlicher Pla-
nungsträger erhebliche Bedeutung. Wäre er in 
seinen Darstellungen nicht flächendeckend, 
würde dies vielfach zu Schwierigkeiten und Un-
klarheiten bei der vorgeschriebenen Anpassung 
dieser Planungen nach § 7 des Gesetzes führen. 

Die Befürchtungen, ohne die Möglichkeit der 
Herausnahme von Flächen durch die Gemeinde 
entstünden Verzögerungen für die Aufstellung 
des Flächennutzungsplanes, sind nicht gerecht-
fertigt. 25 Jahre nach Inkrafttreten des Bundes-
baugesetzes sind flächendeckende Flächennut-
zungspläne oder mindestens Entwürfe von Flä-
chennutzungsplänen praktisch in allen Gemein-
den vorhanden, in denen die Aufstellung eines 
Flächennutzungsplanes erforderlich ist. Die in 
der Gesetzesbegründung erwähnte Fallgruppe, 
daß einzelne Flächen hinsichtlich ihrer Nutzung 
noch nicht ausgewiesen werden könnten, ist 
theoretischer Natur. Zumindest kann die gegen-
wärtige Nutzung dargestellt werden und nach 
Konkretisierung der künftigen Nutzung fortge-
schrieben werden. In Konfliktfällen können 
Verzögerungen nach wie vor über § 6 Abs. 3 ver-
mieden werden. 

11. Artikel 1 Nr. 9 Buchstabe b (§ 5 Abs. 2) 

In Artikel 1 Nr. 9 Buchstabe b ist der Doppel-
buchstabe aa zu streichen. 

Begründung 

Bei der Umwandlung der Darstellungspflicht 
des § 5 Abs. 2 in eine Ermessensvorschrift ent-
steht die Gefahr, daß die Darstellungen im Flä-
chennutzungsplan zu lückenhaft werden. Die 
Erfüllung des mit dem Flächennutzungsplan 
verfolgten Zwecks würde dadurch in Frage ge-
stellt. Dies würde der mit dem Baugesetzbuch 
beabsichtigten Stärkung des Instruments des 
Flächennutzungsplans widersprechen. Auf die 
Verpflichtung, die Art der Bodennutzung, soweit 
erforderlich, für das Gemeindegebiet umfassend 
im Flächennutzungsplan darzustellen, darf 
nicht verzichtet werden. Nur auf diese Weise 
läßt sich auch ein Widerspruch zu § 1 Abs. 3 und 
5 (neu) und § 5 Abs. 1 Satz 1 vermeiden. 

12. Zu Artikel 1 Nr. 9 Buchstabe b (§ 5 Abs. 2 
Nr. 10) 

In Artikel 1 Nr. 9 Buchstabe b Doppelbuchsta-
be ee sind in § 5 Abs. 2 Nr. 10 nach dem Wort 
„Landschaft" die Worte „, soweit solche Darstel-
lungen nicht nach anderen Vorschriften getrof-
fen werden können" einzufügen. 

Begründung 

Die Formulierung des Entwurfs des Baugesetz-
buches beeinträchtigt in schwerwiegender 
Weise die Landschaftsplanung im Lande Nord-
rhein-Westfalen. Die Vorschrift eröffnet für die 
gemeindlichen Bauleitplanungsträger die Mög-
lichkeit, den flächenmäßigen Umfang für die 
Landschaftsplanung, deren Zuständigkeit bei 
den Kreisen liegt, vorzugeben. Dies bedeutet, 
daß die Gemeinden diejenigen Bereiche im Flä-
chennutzungsplan vorgeben, für die die Kreise 
die Landschaftspläne aufstellen können. Damit 
wird die Möglichkeit eröffnet, den flächenhaften 
Umfang der Landschaftsplanung so zu verklei-
nern, daß sich die Landschaftsplanung nur noch 
als Restflächenverwertung darstellt oder prak-
tisch zerschlagen wird. 

In Nordrhein-Westfalen sind 180 Pläne in Ar-
beit, 27 sind rechtskräftig, für die Planerarbei-
tung sind mehr als 10 Mio. DM bisher ausgege-
ben worden. Solche Investitionen dürfen nicht 
nutzlos gemacht werden. 

Darüber hinaus handelt es sich bei § 5 Abs. 2 Nr. 
10 des Entwurfes im Kern um eine Vorschrift, 
die materiell Naturschutzrecht regelt und dem-
gemäß nicht in das Bauplanungsrecht gehört. 
Es ist nicht ausgeschlossen, daß diese Vorschrift 
einen Verstoß gegen Artikel 75 Grundgesetz 
darstellt. Dieses Rechtsproblem läßt sich nur 
durch die obige Ergänzung lösen. 
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13. Artikel 1 Nr. 9 Buchstabe b Doppelbuchstabe ee 
(§ 5 Abs. 2 Nr. 10) 

Die Bundesregierung wird gebeten zu prüfen, 
ob für die Länder, in denen eine allgemein ver-
bindliche Landschaftsplanung besteht, eine Re-
gelung getroffen werden kann, die das in diesen 
Ländern praktizierte Verfahren für die Aufstel-
lung von Landschaftsplänen unberührt läßt. 

14. Zu Artikel 1 Nr. 9 Buchstabe d (§ 5 Abs. 3 Nr. 3) 

In Artikel 1 Nr. 9 Buchstabe d ist in § 5 Abs. 3 die 
Nummer 3 wie folgt zu fassen: 

„3. für bauliche Nutzungen vorgesehene Flä-
chen, deren Böden erheblich mit umweltge-
fährdenden Stoffen belastet sind." 

Begründung 

Über den Umfang der verunreinigten Böden 
gibt es in den Gemeinden noch keine gesicher-
ten Erkenntnisse. Bekannt sind überwiegend 
nur Verdachtsflächen. Die Feststellung, welche 
Flächen des gesamten Gemeindegebiets tat-
sächlich kontaminiert sind, erfordert jahrelange 
Ermittlungen. Es reicht aus und entspricht dem 
Anliegen der Regelung, die Kennzeichnungs-
pflicht auf für bauliche Nutzungen vorgesehene 
Flächen zu beziehen. 

15. Artikel 1 Nr. 9 Buchstabe g (§ 5 Abs. 7) 

Artikel 1 Nr. 9 Buchstabe g ist wie folgt zu fas-
sen: 

,g) Absatz 7 wird Absatz 5; 
folgender Satz wird angefügt: 

„In ihm sind die Ziele, Zwecke und wesentli-
chen Auswirkungen des Flächennutzungs-
plans, insbesondere auch auf die Umwelt, in 
den Grundzügen darzulegen."' 

Begründung 

Die Ziele, Zwecke und wesentlichen Auswirkun-
gen, insbesondere auf die Umwelt, des Flächen-
nutzungsplans sollen im Erläuterungsbericht in 
den Grundzügen dargelegt werden. 

16. Zu Artikel 1 Nr. 10 (§ 6) 

Im weiteren Gesetzgebungsverfahren sollte 
eine Ergänzung des § 6 geprüft werden, mit der 
die Gemeinde ausdrücklich ermächtigt wird, 
durchgeführte Änderungen des Flächennut-
zungsplanes zusammenzufassen und so eine 
Ausfertigung der geltenden Fassung des Flä-
chennutzungsplanes herzustellen. 

In zahlreichen Städten und Gemeinden wird der 
Flächennutzungsplan häufig geändert. Dies hat 
zur Folge, daß die einzelnen Änderungen auf 
verschiedenen Planunterlagen enthalten sind. 
Eine verläßliche Übersicht über den wirksamen 

Planinhalt kann mithin nur durch Einsicht-
nahme in die verschiedenen Planunterlagen ge-
wonnen werden. Es dient der Klarheit und bes-
seren Übersicht für den Bürger und die Ge-
meinde selbst, die verschiedenen, bereits be-
kanntgemachten Änderungen des Flächennut-
zungsplanes in einer Planausfertigung zusam-
menzufassen. 

Der Vorschlag zielt auf eine Klarstellung im Ge-
setz, daß die Gemeinde verschiedene, bereits 
durchgeführte Änderungen in einer (neuen) 
Planunterlage zusammenfassen kann. Eine 
konstitutive Wirkung ist damit weder beabsich-
tigt noch verbunden; daher stellt sich die Frage 
nach Beteiligungen nicht. 

Der Bundesrat greift mit diesem Vorschlag ein 
Anliegen auf, das er bereits zum Entwurf eines 
Gesetzes zur Erleichterung der Bereitstellung 
von Bauland (BR-Drucksache 232/81) vorge-
bracht hat und das im Vorentwurf des BMBau 
zum Entwurf eines Gesetzes über das Bauge-
setzbuch (Stand: 15. August 1985) unter der 
Nummer 10 Buchstabe d berücksichtigt war. 

17. Artikel 1 Nr. 13 Buchstabe a Doppelbuchsta-
be aa (§ 9 Abs. 1 Nr. 1) 

In Artikel 1 Nr. 13 Buchstabe a ist Doppelbuch-
stabe aa zu streichen. 

Begründung 

Die geltende Fassung ist konkret und macht das 
Anliegen des Gesetzgebers verständlich. Die 
neue Formulierung könnte den Eindruck er-
wecken, als sei der Inhalt des Bebauungsplanes 
in das freie Ermessen der Kommune gestellt. 
Die Gemeinde hat zwar ein Planungsermessen; 
die zur Berücksichtigung der berührten Be-
lange erforderlichen Festsetzungen müssen 
aber getroffen werden. 

18. Zu Artikel 1 Nr. 13 Buchstabe a nach Doppel-
buchstabe aa (§ 9 Abs. 1 nach Nr. 1) 

In Artikel 1 Nr. 13 Buchstabe a ist nach Doppel-
buchstabe aa folgender Doppelbuchstabe aal 
einzufügen: 

,aal) Es wird folgende Nummer 1 a eingefügt: 

„1 a. der Ausschluß einzelner Nutzungen 
oder Anlagen aus besonderen städte-
baulichen Gründen;"`. 

Begründung 

Zur Steuerung der städtebaulichen Entwick-
lung, insbesondere zur Verhinderung von Fehl-
entwicklungen im Gemeindegebiet, kann es er-
forderlich sein, einzelne Nutzungen oder Anla-
gen (z. B. Spielhallen) auszuschließen. 

Das geltende Recht gibt dazu über § 1 Abs. 9 
BauNVO die Möglichkeit nur in festgesetzten 
Baugebieten nach § 1 Abs. 2 BauNVO, nicht hin- 
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gegen im unbeplanten Innenbereich. Wenn im 
unbeplanten Innenbereich Fehlentwicklungen 
verhindert werden sollen, so muß nach der gel-
tenden Rechtslage ein bestimmtes Baugebiet 
festgesetzt werden, weil nur dann über § 1 Abs. 9 
BauNVO der Ausschluß einzelner Anlagen zu-
lässig ist. Häufig aber entspricht ein solches Ge-
biet den Zielvorstellungen der Gemeinde, so daß 
aus diesen Gründen die Festsetzung eines be-
stimmten Baugebietes nicht erforderlich ist. Es 
kommt hinzu, daß in gewachsenen Gemengela-
gen durch die Notwendigkeit, ein bestimmtes 
Baugebiet festzusetzen, Probleme aufgeworfen 
werden, deren Bewältigung im gegebenen Zeit-
punkt nicht erforderlich ist. Schließlich können 
sich in solchen Fällen unnötige Ersatzansprü-
che ergeben. 

Deshalb sollte die Gemeinde die Möglichkeit er-
halten, einzelne Nutzungen oder Anlagen auszu-
schließen, ohne daß auch ein bestimmtes Bauge-
biet festgesetzt werden muß. 

Ein solcher Ausschluß setzt allerdings „beson-
dere städtebauliche Gründe" voraus. Der Sy-
stemzusammenhang der Festsetzungsmöglich-
keiten nach § 9 Abs. 1 BBauG und nach § 1 
Abs. 4 bis 9 BauNVO zeigt, daß eine besondere 
Bestimmung von Inhalt und Grenzen des Eigen-
tums auch besondere städtebauliche Gründe 
voraussetzt. 

19. Artikel 1 Nr. 13 Buchstabe a Doppelbuchsta-
be bb (§ 9 Abs. 1 Nr. 3) 

In Artikel 1 Nr. 13 Buchstabe a Doppelbuchsta-
be bb sind in § 9 Abs. 1 Nr. 3 die Worte „Mindest-
maße und aus besonderen städtebaulichen 
Gründen für Wohnbaugrundstücke auch 
Höchstmaße" zu ersetzen durch die Worte „Min-
dest- und Höchstmaße". 

Begründung 

Die Ermächtigung an die Gemeinden, im Be-
bauungsplan auch Höchstmaße für die Bemes-
sung der Baugrundstücke festsetzen zu können, 
bezweckt eine weitere Reduzierung der Flä-
cheninanspruchnahme. Die im Gesetzentwurf 
vorgesehene Einschränkung, daß sich solche 
Festsetzungen nur auf Wohnbaugrundstücke 
beziehen dürfen und hierfür besondere städte-
bauliche Gründe vorliegen müssen, würde es je-
doch nicht zulassen, daß eine Gemeinde Festset-
zungen über Höchstmaße von Baugrundstücken 
allein aus Gründen des Bodenschutzes vorneh-
men würde. Damit würde das Gesetz seinem 
eigenen Anspruch, im Rahmen der Neuregelun-
gen über die Bauleitplanung zur Berücksichti-
gung der Erfordernisse eines sparsamen und 
schonenden Umgangs mit Grund und Boden zu 
verpflichten, nicht gerecht (vgl. Begründung 
A II 1). Die im Gesetzentwurf vorgesehenen Ein-
schränkungen bedeuten auch eine nicht ge-
rechtfertigte Beschränkung der gemeindlichen 
Planungshoheit. Dies ist um so weniger gerecht-
fertigt, als der Gesetzentwurf durch die geplante 

Neufassung des Einleitungssatzes in § 9 Abs. 1 
(Im Bebauungsplan „können" festgesetzt wer-
den) klarstellt, daß die Gemeinden nicht alle zu-
lässigen Festsetzungen im Bebauungsplan auch 
tatsächlich zu treffen haben. Es kann der ge-
meindlichen Autonomie überlassen bleiben, ob 
Festsetzungen über Höchstmaße überhaupt, nur 
für Wohnbaugrundstücke oder auch in geeigne-
ten Fällen für gewerbliche oder sonstige Bau-
grundstücke getroffen werden sollen. 

20. Artikel 1 Nr. 13 Buchstabe a Doppelbuchsta-
be bb (§ 9 Abs. 1 Nr. 3) 

Der Bundesrat bittet die Bundesregierung, im 
weiteren Gesetzgebungsverfahren zu prüfen, ob 
im Städtebaurecht des Bundes ausdrücklich 
Möglichkeiten eröffnet werden sollen, der zu-
nehmenden Bodenversiegelung entgegenzuwir-
ken, u. a. auch durch Festlegung von Höchstma-
ßen im Bebauungsplan. 

21. Zu Artikel 1 Nr. 13 Buchstabe a Doppelbuchsta-
be ff (§ 9 Abs. 1 Nr. 20) 

In Artikel 1 Nr. 13 Buchstabe a Doppelbuchsta-
be ff ist § 9 Abs. 1 Nr. 20 wie folgt zu fassen: 

„20. Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und 
zur Entwicklung von Natur und Landschaft 
sowie die Flächen für Maßnahmen zum 
Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von 
Natur und Landschaft, soweit solche Fest-
setzungen nicht nach anderen Vorschriften 
getroffen werden können;". 

Begründung 

Mit der Umstellung des „Soweit-Satzes" an das 
Ende der Ziffer 20 wird erreicht, daß die Land-
schaftsplanung, wie sie in den Ländern Nord-
rhein-Westfalen, Berlin, Bremen und Hamburg 
besteht, auch in Zukunft erhalten werden 
kann. 

Andererseits erfährt auch die in der Bauleitpla-
nung integrierte Landschaftsplanung bei dieser 
Formulierung keinerlei Einschränkung, so daß 
auch diejenigen Länder, die sich für die in die 
Bauleitplanung integrierte Landschaftsplanung 
entschieden haben, keine Änderungen an ihrem 
Naturschutzrecht vornehmen müssen. 

Die vorgeschlagene Formulierung verfolgt des-
halb allein den Zweck, den „rechtlichen Besitz-
stand" auch der Länder zu wahren, die sich bei 
der Landschaftsplanung für eine eigenständige 
Fachplanung entschieden haben. 

Die Änderung berücksichtigt ferner, daß die 
Landschaftsplanung in allen Bundesländern als 
Aufgabe der kommunalen Selbstverwaltung 
ausgestaltet ist. Inhaltlich geht die Landschafts-
planung, soweit sie als eigenständige Fachpla-
nung ausgestaltet ist, in Teilbereichen weiter 
als die in die Bauleitplanung integrierte Land-
schaftsplanung, weil erstere allgemeinverbindli-
che Festsetzungen enthält, die aus sich heraus 
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wirken und keiner weiteren Umsetzung bedür-
fen. 

Die im Entwurf enthaltene Formulierung 
schneidet dagegen einige der Möglichkeiten, 
wie z. B. allgemeinverbindliche Schutzauswei-
sungen gegenüber jedermann, ab. Solche Fest-
setzungen können in den Ländern, in denen die 
in die Bauleitplanung integrierte Landschafts-
planung verwirklicht wurde, nur durch ord-
nungsbehördliche Verordnungen bestimmt wer-
den. 

Letztlich würde die Formulierung des Entwurfs 
dazu führen, das föderalistische Prinzip im Be-
reich von Naturschutz und Landschaftspflege 
bezüglich der Landschaftsplanung abzuschaf-
fen. Dies könnte wiederum einen Rechtsverstoß 
gegen Artikel 75 des Grundgesetzes darstellen, 
weil nach dieser Norm die Gesetzgebungskom-
petenz für Naturschutz und Landschaftspflege 
bei den Ländern liegt, während der Bund nur 
über eine Rahmengesetzgebungskompetenz 
verfügt. Eine rechtliche Auseinandersetzung 
über die Gesetzgebungskompetenz wird jedoch 
vermieden, wenn man dem Vorschlag folgt. 

22. Artikel 1 Nr. 13 Buchstabe a Doppelbuchsta-
be gg (§ 9 Abs. 1 Nr. 23) 

In Artikel 1 Nr. 13 Buchstabe a Doppelbuchsta-
be gg ist in § 9 Abs. 1 die Nummer 23 wie folgt zu 
fassen: 

„23. Gebiete, in denen zur Verminderung von 
Luftverunreinigungen bestimmte Stoffe 
nicht oder nur beschränkt verwendet wer-
den dürfen;". 

Begründung 

Der Gesetzentwurf schränkt die bisherigen 
Möglichkeiten der Gemeinden ein, durch Fest-
setzungen im Bebauungsplan die Verwendung 
und damit insbesondere das Verbrennen um-
weltbelastender Stoffe zu verbieten. Verwen-
dungsverbote wären nur noch aus besonderen 
städtebaulichen Gründen oder zum Schutz vor 
schädlichen Umwelteinwirkungen im Sinne des 
Bundesimmissionsschutzgesetzes zulässig. Be-
sondere städtebauliche Gründe liegen nur in 
seltenen Ausnahmefällen vor. Schädliche Um-
welteinwirkungen „im Sinne des Bundesimmis-
sionsschutzgesetzes" sind Immissionen, „die 
nach Art, Ausmaß oder Dauer geeignet sind, Ge-
fahren, erhebliche Nachteile oder erhebliche 
Belästigungen für die Allgemeinheit oder die 
Nachbarschaft herbeizuführen" (§ 3 Abs. 1 
BImSchG). Damit könnten die Gemeinden im 
Wege der Bauleitplanung nicht mehr in dem 
bisherigen Umfang auf die Verwendung emis-
sionsarmer Brennstoffe insbesondere bei Haus-
feuerungsanlagen hinwirken. Schädliche Emis-
sionen könnten nicht im bisherigen Ausmaß 
vermieden, der Entstehung von Smogerschei-
nungen könnte nicht umfassend entgegenge-
wirkt werden. Die Fassung des Gesetzentwurfs 

würde somit entgegen der Allgemeinen Begrün-
dung (vgl. A I 13, S. 53 der Drucksache) insoweit 
nicht zu einer Verbesserung führen, um den 
Umweltschutz auch im Baurecht weiter zu stär-
ken, sondern zu einer Verschlechterung. 

23. Artikel 1 Nr. 13 Buchstabe d Doppelbuchsta-
be aa (§ 9 Abs. 8 Satz 2) 

In Artikel 1 Nr. 13 Buchstabe d Doppelbuchsta-
be aa ist § 9 Abs. 8 Satz 2 wie folgt zu fassen: 

„In ihr sind die Ziele, Zwecke und wesentlichen 
Auswirkungen des Bebauungsplanes, insbeson-
dere auch auf die Umwelt, darzulegen." 

Begründung 

In der Begründung des Bebauungsplanes sollen 
besonders auch die Auswirkungen auf die Um-
welt dargelegt werden. 

24. Zu Artikel 1 Nr. 26 (§ 22) 

In Artikel 1 Nr. 26 ist § 22 wie folgt zu ändern: 

a) Absatz 1 ist wie folgt zu fassen: 
„(1) Gemeinden, die überwiegend durch 

den Fremdenverkehr geprägt sind, können 
zur Sicherung der Zweckbestimmung von 
Gebieten mit Fremdenverkehrsfunktion in 
einem Bebauungsplan oder durch sonstige 
Satzung bestimmen, daß die Begründung 
oder Teilung von Wohnungseigentum oder 
Teileigentum (§ 1 des Wohnungseigentums-
gesetzes) der Genehmigung unterliegt. Dies 
gilt entsprechend für die in den §§ 30 und 31 
des Wohnungseigentumsgesetzes bezeichne-
ten Rechte." 

b) In Absatz 2 sind Satz 1 zu streichen und in 
Satz 2 nach dem Wort „Bestimmung" die 
Worte „nach Absatz 1" einzufügen 

c) Absatz 6 Satz 1 ist wie folgt zu fassen: 
„Bei einem Grundstück, das in einem nach 
Absatz 1 bestimmten Gebiet liegt, darf das 
Grundbuchamt die von Absatz 1 erfaßten 
Eintragungen in das Grundbuch nur vorneh-
men, wenn der Genehmigungsbescheid vor-
gelegt wird." 

Begründung 
Die Planungshoheit der Gemeinden soll ge-
stärkt werden. Dazu ist es erforderlich, daß die 
Gemeinden ohne vorausgehende Ermächtigung 
durch die Landesregierungen Gebiete mit 
Fremdenverkehrsfunktion durch Satzung si-
chern können. Soll ein solcher Schutz wirkungs-
voll erfolgen, muß die Gemeinde auf etwaige 
Fehlentwicklungen schnell reagieren können. 
Dies gilt auch dann, wenn sich im Zuge des 
Funktionswandels einer Gemeinde oder von 
Teilgebieten ein Bedürfnis kurzfristig entwik-
kelt. Ein schnelleres und unkomplizierteres Ver-
fahren wird in der Praxis auch dazu beitragen, 
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daß die durch die Satzung eintretenden Eigen-
tumsbeschränkungen nicht in einer größeren 
Zahl schon vorsorglich erlassen werden. 

25. Zu Artikel 1 Nr. 27 (§ 27) 

In Artikel 1 Nr. 27 wird in § 27 Abs. 1 folgender 
Satz angefügt: 

„In den Fällen des § 24 Abs. 1 Nr. 1 steht dem 
Käufer kein Abwendungsrecht zu." 

Begründung 

Die vorgesehene Fassung des § 24 Abs. 1 Nr. 1 
„soweit es sich um Flächen handelt, für die nach 
dem Bebauungsplan eine Nutzung für öffentli-
che Zwecke festgesetzt ist" dürfte in der Praxis 
zu Schwierigkeiten führen. Es ist denkbar, daß 
die Ausweisung im Bebauungsplan „Spielplatz", 
„Sportplatz", „Schwimmbad" oder „Kranken-
haus" vorsieht. Dies sind Zwecke, die unter be-
stimmten Bedingungen auch von Privaten ver-
wirklicht werden können. Oftmals ist dies aber 
nicht erwünscht, weil die Einrichtung von der 
öffentlichen Hand betrieben werden soll. Im 
Hinblick auf das in § 27 Abs. 1 statuierte Abwen-
dungsrecht des Käufers würde dies dann in den 
genannten Fällen dazu führen, daß die Ge-
meinde das Vorkaufsrecht nicht ausüben kann, 
obwohl es ihr Ziel ist, das Vorhaben selbst zu 
verwirklichen. Aus diesem Grunde ist eine Er-
gänzung des § 27 Abs. 1 notwendig. 

26. Zu Artikel 1 Nr. 27 (§ 27) 

Im weiteren Gesetzgebungsverfahren sollte ge-
prüft werden, ob die Regelung praktikabler aus-
zugestalten ist. 

Das sogenannte Abwendungsrecht des bauwilli-
gen Käufers soll als eine vor Ablauf der Zwei-
monatsfrist zwischen Gemeinde und Käufer zu 
vereinbarende Verpflichtung ausgestaltet wer-
den, einschließlich der von der Gemeinde für 
notwendig gehaltenen (auch grundbuchlichen) 
Sicherungen. Da die Gemeinde in ihren zustän-
digen Gremien sich zunächst über das Vorlie-
gen und die Ausübung ihres Vorkaufsrechts 
schlüssig werden muß, könnte unzumutbar we-
nig Zeit für den Abschluß dieser Verpflichtung 
und für Sicherungen zur Verfügung stehen. Da-
her sollte geprüft werden, ob die Zweimonats-
frist in Absatz 1 entsprechend dem Absatz 2 ent-
fallen oder verlängert werden kann oder ob bei 
Festhalten daran das Abwendungsrecht des 
bauwilligen Erwerbers wie bisher als echtes Ge-
staltungsrecht durch Erklärung und Glaubhaft-
machung geregelt bleiben sollte, der Verpflich-
tungsgedanke jedoch dadurch zur Geltung zu 
bringen ist, daß die Gemeinde sich noch auf 
einige Jahre ein Erwerbsrecht sichern kann, 
wenn der Käufer seiner Erklärung nicht nach-
kommt. 

Auch sollte geprüft werden, ob Absatz 1 Satz 2 
nicht entbehrlich ist. Der völlige Ausschluß 

des Abwendungsrechts des bauwilligen Käufers 
in Umlegungsgebieten in Abhängigkeit von 
schwierigen unbestimmten Rechtsbegriffen 
(„für Zwecke der Umlegung benötigt") ist mögli-
cherweise zu weitgehend. Berechtigte Belange 
der Gemeinde können über die Generalklausel 
nach § 24 Abs. 3 Satz 1 wie bisher angemessen 
berücksichtigt werden. Ohnehin hat die Ge-
meinde bisher und auch künftig nach § 51 eine 
weitere Steuerungsmöglichkeit gegenüber sol-
chen Grundstückskäufen, die die Durchführung 
der Umlegung wesentlich erschweren würden. 

27. Zu Artikel 1 Nr. 27 (§ 28 Abs. 3) 

Im weiteren Gesetzgebungsverfahren sollte ge-
prüft werden, ob die Regelung des § 28 Abs. 3 
erforderlich und für den Rechtsverkehr prakti-
kabel ist. 

Insgesamt sollte die Erforderlichkeit der Rege-
lung im Hinblick darauf geprüft werden, daß die 
BGH-Rechtsprechung bereits die bei Teilaus-
übung des Vorkaufsrechts auftretenden schwie-
rigen Fragen in differenzierter, auch die Inter-
essen der privaten Vertragsparteien berücksich-
tigender Weise geklärt hat (BGH MDR 1970, 
221 = LM § 508 BGB Nr. 1) und ggf. weiter klä-
ren kann. 

Die Hauptanwendungsmöglichkeit dieser erst 
im Regierungsentwurf eingefügten Neurege-
lung könnte bei Teilflächen verkaufter Grund-
stücke liegen, weil Bebauungsplanfestsetzun-
gen für öffentliche Zwecke meist nur Teilflä-
chen betreffen. Wenn in solchen Fällen die Ge-
meinde durch Bestimmung des von ihr zu zah-
lenden Teilpreises in den Kaufvertrag eingreift, 
wird der ganze Kaufvertrag in seinem grund-
buchlichen Vollzug blockiert, bis ggf. Zweifel der 
Vertragsparteien geklärt sind, insbesondere ob 
für die Fläche rechtsverbindlich eine Nutzung 
für öffentliche Zwecke festgesetzt und wie hoch 
die Entschädigung für die Teilfläche ist. 

Selbst nach Klärung bliebe für die Vertragspar-
teien immer noch die Kaufpreishöhe im übrigen 
und damit nicht selten der Bestand und Vollzug 
des Kaufvertrags im übrigen offen. Es sollte ge-
prüft werden, ob nicht weitere Regelungen zu 
treffen wären, wenn an Absatz 3 festgehalten 
werden soll. Auch sollte geprüft werden, wie für 
Teilflächen, die im Grundbuch bisher nicht er-
scheinen, der auflassungslose Eigentumsüber-
gang nach den Sätzen 3 und 4 vor sich gehen 
soll. Ferner sollte geprüft werden, ob die Formu-
lierung genügend klar ausdrückt, daß die Ge-
meinde zu einer solchen Preisfestsetzung zwar 
berechtigt, aber nicht verpflichtet werden soll, 
wenn sie das Vorkaufsrecht nach § 24 Abs. 1 
Nr. 1 ausübt, zumal dieses Vorkaufsrecht sich 
mit anderen überschneiden kann; dies ist auch 
für die Anfechtbarkeit des Verwaltungsakts 
(Verwaltungsgericht oder Baulandkammer) von 
Bedeutung. 
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28. Zu Artikel 1 Nr. 27 (§ 28 Abs. 5 Satz 5) 

In Artikel 1 Nr. 27 ist § 28 Abs. 5 Satz 5 wie folgt 
zu fassen: 

„Hat die Gemeinde auf die Ausübung ihrer 
Rechte verzichtet, bedarf es eines Zeugnisses 
nach Absatz 1 Satz 3 nicht, soweit nicht ein Wi-
derruf erklärt ist." 

Begründung 

Der Widerruf eines Verzichts kann von Betrof-
fenen mit Widerspruch und Anfechtungsklage 
angegriffen werden. Diese Rechtsbehelfe haben 
aufschiebende Wirkung, wobei die Vorausset-
zungen im einzelnen umstritten sind. Es wird 
daher zuweilen nur schwierig festzustellen sein, 
ob ein Widerruf bereits wirksam ist oder nicht. 
Dem Grundbuchamt sollte bei der Prüfung, ob 
für die Eintragung des Erwerbers im Grund-
buch ein Zeugnis nach § 28 Abs. 1 Satz 3 BauGB 
verlangt werden kann, eine Entscheidung über 
die Wirksamkeit des Widerrufs nicht zugemutet 
werden. Die vorgeschlagene Fassung stellt klar, 
daß für die Eintragung des Erwerbers in das 
Grundbuch immer dann ein Zeugnis erforder-
lich ist, wenn der zugrundeliegende Kaufvertrag 
von dem Widerruf erfaßt wird, ohne daß es auf 
die Wirksamkeit des Widerrufs ankommt. 

29. Zu Artikel 1 Nr. 29, 35 (§ 29 Satz 1, § 36 Abs. 1 
Satz 2 erster Halbsatz) 

Artikel 1 Nr. 29 ist wie folgt zu fassen: 

,29. § 29 wird wie folgt geändert: 

a) Satz 1 wird wie folgt gefaßt: 

„Für Vorhaben, die die Errichtung, Ände-
rung oder Nutzungsänderung von bauli-
chen Anlagen zum Inhalt haben und die 
einer bauaufsichtlichen Genehmigung 
oder Zustimmung oder nach anderen 
Rechtsvorschriften einer Genehmigung, 
Erlaubnis oder Anzeige bedürfen, gelten 
die §§ 30 bis 37." 

b) Satz 4 wird gestrichen.' 

Als Folge ist in Artikel 1 Nr. 35 der erste Halb-
satz des § 36 Abs. 1 Satz 2 wie folgt zu fassen: 
„Das Einvernehmen der Gemeinde ist auch er-
forderlich, wenn ein bauaufsichtliches Verfah-
ren nicht stattfindet, aber in einem anderen 
Verwaltungsverfahren über die Zulässigkeit 
nach den in Satz 1 bezeichneten Vorschriften 
entschieden wird;". 

Begründung 

Für die Definition des Vorhabens soll nicht 
mehr allein darauf Bezug genommen werden, 
ob die Errichtung, Änderung und Nutzungsän-
derung einer baulichen Anlage einer bauauf-
sichtlichen Genehmigung oder Zustimmung be-
darf. 

Zahlreiche kleinere bauliche Anlagen sind in-
zwischen baugenehmigungsfrei, aber städtebau-
lich durchaus relevant. Die §§ 30 bis 37 sollen 
deshalb auch dann gelten, wenn bauliche Anla-
gen nach anderen Rechtsvorschriften als denen 
des Bauordnungsrechts einer Genehmigung, Er-
laubnis oder Anzeige bedürfen, zum Beispiel 
nach den Landespflege- oder Denkmalschutzge-
setzen. 

Buchstabe b entspricht der Regierungsvorlage. 

30. Zu Artikel 1 Nr. 33 (§ 34) 

In Artikel 1 Nr. 33 sind in § 34 Abs. 1 Satz 1 die 
Worte „und die Erschließung gesichert ist" 
durch die Worte „, die Erschließung gesichert ist 
und wenn sonstige öffentliche Belange nicht 
entgegenstehen" zu ersetzen. 

Begründung 

Die Änderung des Bundesbaugesetzes soll ge-
rade dazu dienen, Umweltschutz, Naturschutz 
und Landschaftspflege in der Bauleitplanung 
verstärkt zu berücksichtigen. Das Kriterium, 
daß dieser Belang der Zulässigkeit eines Vorha-
bens innerhalb der im Zusammenhang bebau-
ten Ortsteile nicht entgegenstehen darf, ist im 
vorliegenden Entwurf nicht mehr enthalten. In 
der derzeit geltenden Fassung ist diese Bedin-
gung in dem Kriterium des nicht entgegenste-
henden öffentlichen Belanges eingeschlossen 
und sollte beibehalten werden. Es wäre ein Wi-
derspruch, wenn zukünftig in der Bauleitpla-
nung Umweltschutz, Naturschutz und Land-
schaftspflege verstärkt berücksichtigt würden, 
bei der Zulässigkeit von Vorhaben innerhalb 
der im Zusammenhang bebauten Ortsteile das 
neue Baugesetzbuch aber die Unbeachtlichkeit 
zuläßt. 

31. Zu Artikel 1 Nr. 33 (§ 34 Abs. 1 Satz 2) 

In Artikel 1 Nr. 33 ist § 34 Abs. 1 Satz 2 wie folgt 
zu fassen: 

„Das Vorhaben darf keine schädlichen Umwelt-
einwirkungen im Sinne des Bundes-Immis-
sionsschutzgesetzes hervorrufen oder ihnen 
ausgesetzt werden, die Anforderungen an ge-
sunde Wohn- und Arbeitsverhältnisse müssen 
gewahrt bleiben; das Orts- und Landschaftsbild 
darf nicht beeinträchtigt werden." 

Begründung 

Die Änderung ist zur Sicherstellung der Be-
lange des Umweltschutzes erforderlich. Durch 
die Rechtsprechung ist der bisher in § 34 Abs. 1 
BBauG enthaltene Begriff der Wahrung der 
„gesunden Wohn- und Arbeitsverhältnisse" so 
gelockert worden, daß ein Heranwachsen 
von Wohnbebauung an bestehende Industrie-
und Gewerbebetriebe nicht verhindert werden 
konnte. 
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32. Zu Artikel 1 Nr. 33 (§ 34 Abs. 1 Satz 2) 

Die Bundesregierung wird gebeten, im weiteren 
Gesetzgebungsverfahren zu prüfen, in welcher 
Weise § 34 Abs. 1 Satz 2 des Gesetzentwurfs um 
den Belang „Sicherstellung der verbraucherna-
hen Versorgung der Bevölkerung" ergänzt wer-
den kann. 

33. Zu Artikel 1 Nr. 33 (§ 34 Abs. 3) 

Im weiteren Gesetzgebungsverfahren sollte ge-
prüft werden, ob die in § 34 Abs. 3 Nr. 2 vorge-
sehene Abweichungsregelung mit einem Aus-
gleich in bezug auf die städtebauliche Situation 
des Gebiets zu verknüpfen ist; dabei kann sich 
der Ausgleich insbesondere auf die Arbeitsver-
hältnisse beziehen. 

Bei dieser Prüfung sollte der Grundgedanke des 
§ 17 der Baunutzungsverordnung zugrunde ge-
legt werden, der bei einer Überschreitung des 
Maßes der baulichen Nutzung einen solchen 
Ausgleich bereits vorsieht. 

34. Zu Artikel 1 Nr. 34 vor Buchstabe a (§ 35 Abs. 1 
Nr. 4) 

In Artikel 1 Nr. 34 ist vor Buchstabe a folgender 
Buchstabe Oa einzufügen: 

,0a) Absatz 1 Nummer 4 wird wie folgt gefaßt: 

„4. dem Fernmeldewesen, der öffentlichen 
Versorgung mit Elektrizität, Gas, Wär-
me, Wasser, der Abfall- oder Abwasser-
wirtschaft, der Erforschung, Entwick-
lung oder Nutzung der Kernenergie zu 
friedlichen Zwecken, der Entsorgung ra-
dioaktiver Abfälle oder einem ortsge-
bundenen gewerblichen Betrieb dient 
oder" ' . 

Begründung 

Rechtliche Zweifel, ob es sich bei kerntechni-
schen Anlagen, bei Anlagen der Abfallwirt-
schaft und bei Anlagen zur Entsorgung radioak-
tiver Abfälle um privilegierte Vorhaben i. S. des 
Absatzes 1 handelt, sollen ausgeräumt werden. 

35. Zu Artikel 1 Nr. 34 (§ 35) 

In Artikel 1 Nr. 34 ist Buchstabe a wie folgt zu 
fassen: 

,a) Absatz 3 wird wie folgt geändert: 

aa) In Satz 1 werden im ersten Spiegelstrich 
die Worte „den Zielen der Raumordnung 
und Landesplanung oder" gestrichen 
und im fünften Spiegelstrich nach den 
Worten „Natur- und Landschaftsschut-
zes" die Worte „und des Denkmalschut-
zes" und nach dem fünften Spiegelstrich 
folgender Spiegelstrich: 

„— die Belange des Bodenschutzes be-
einträchtigt," 
eingefügt. 

bb) Folgender Satz 3 wird angefügt: 
„Raumbedeutsame Vorhaben nach den 
Absätzen 1 und 2 dürfen den Zielen der 
Raumordnung und Landesplanung nicht 
widersprechen."' 

Begründung 

Mit dieser Ergänzung wird klargestellt, daß bei 
raumbedeutsamen Vorhaben im Außenbereich 
verbindliche Ziele der Raumordnung und Lan-
desplanung beachtet werden müssen. Dies ent-
spricht der höchstrichterlichen Rechtsprechung, 
so beispielsweise des Bundesverwaltungsge-
richts. Die vorgeschlagene Ergänzung ist somit 
lediglich eine Klarstellung, die zu mehr Rechts-
sicherheit führt. Zudem wird im Unterschied 
zur geltenden Fassung des § 35 klargestellt, daß 
die Wirkungen raumordnerischer Ziele auf 
raumbedeutsame Vorhaben im Sinne des 
Raumordnungsgesetzes beschränkt sind, also 
nur die Fälle mit überörtlicher Auswirkung be-
treffen. 

Zu den öffentlichen Belangen gehört insbeson-
dere der bisher vernachlässigte Bodenschutz. 

Die Streichung der Worte „den Zielen der 
Raumordnung und Landesplanung oder" in 
Satz 1 ergibt sich als Folge der Anfügung des 
neuen Satzes 3. 

36. Zu Artikel 1 Nr. 34 Buchstabe b (§ 35 Abs. 4 
Nr. 5) 

In Artikel 1 Nr. 34 Buchstabe b ist § 35 Abs. 4 
Nr. 5 wie folgt zu fassen: 

„5. die Erweiterung von zulässigerweise errich-
teten Wohngebäuden, wenn die Erweiterung 
im Verhältnis zum vorhandenen Wohnge-
bäude und unter Berücksichtigung der 
Wohnbedürfnisse angemessen ist,". 

Begründung 

Die Regelung im Entwurf stellt eine deutliche 
Verschlechterung der bisher geltenden Rechts-
lage dar. Erleichterungen, die auf Betreiben der 
Länder im Jahre 1979 erreicht worden sind, wer-
den zurückgenommen. 

Nach der von 1976 bis 1979 geltenden Fassung 
von § 35 BBauG waren „geringfügige Erweite-
rungen im Zusammenhang mit der Modernisie-
rung eines Wohngebäudes" unter erleichterten 
Voraussetzungen zulässig. Dabei wurde bei der 
Auslegung des Begriffs „geringfügig" abgestellt 
auf eine Relation des Bestandes zur Erweite-
rung. Dies hat sich als zu eng erwiesen. Viele — 
besonders große — Familien bewohnen Ge-
bäude mit geringen Wohnflächen (50 bis 70 qm). 
In diesen Fällen erschien eine Erweiterung des 
Wohngebäudes auf Flächen, die auch im sozia-
len Wohnungsbau als angemessen gelten, ver- 
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tretbar. Im Zuge der Novelle von 1979 wurde 
§ 35 BBauG dementsprechend erweitert. 

Die vorgesehene Regelung stellt mit den Begrif-
fen „wenn die Erweiterung im Verhältnis zum 
vorhandenen Wohngebäude untergeordnet" ist, 
wiederum auf eine Relation von Bestand und 
Erweiterung ab. Damit führt sie zu den gleichen 
sozial unvertretbaren Ergebnissen wie die von 
1976 bis 1979 geltende Bestimmung. Je unzurei-
chender die Wohnverhältnisse sind, um so ge-
ringer sind die Möglichkeiten der Verbesse-
rung. 

Es fällt auf, daß in § 35 Abs. 4 Nr. 6 E BauGB, der 
die bauliche Erweiterung von Betrieben im Au-
ßenbereich regelt, auf den Begriff „angemessen" 
abgestellt wird. 

Mit der vorgeschlagenen Änderung soll eine be-
friedigende Regelung etwa auf der Linie des 
geltenden Rechts erreicht werden. 

37. Artikel 1 Nr. 34 und 35 (§§ 35 und 36) 

Die Bundesregierung wird gebeten, im weiteren 
Verlauf des Gesetzgebungsverfahrens zu prü-
fen, wie den Belangen des Rohstoffabbaus bes-
ser Rechnung getragen werden kann. 

38. Zu Artikel 1 Nr. 35 (§ 36 Abs. 1 Satz 3) 

In Artikel 1 Nr. 35 ist § 36 Abs. 1 Satz 3 wie folgt 
zu fassen: 

„Die Landesregierungen können durch Rechts-
verordnung bestimmen, daß es in den Fällen des 
§ 31 Abs. 2, §§ 33, 34 Abs. 3 und § 35 Abs. 2 und 4 
auch der Zustimmung der höheren Verwal-
tungsbehörde bedarf." 

Begründung 

Die Entscheidungskompetenz der unteren Bau-
rechtsbehörden soll im Rahmen der gebotenen 
allgemeinen Stärkung der Eigenverantwortlich-
keit der am Bau Beteiligten gestärkt werden. Im 
Baugesetzbuch sollen deshalb lediglich noch die 
Bereiche benannt werden, die einem Zustim-
mungsvorbehalt der höheren Verwaltungsbe-
hörde durch landesrechtliche Regelung unter-
worfen werden können. Art und Umfang des 
Zustimmungserfordernisses sollen dagegen die 
Länder selbst regeln können. Dies trägt auch 
den unterschiedlichen Gegebenheiten und Er-
fordernissen in den Ländern Rechnung. 

39. Zu Artikel 1 Nr. 35 (§ 36 Abs. 1 Satz 3) 

Im weiteren Gesetzgebungsverfahren sollte 
klargestellt werden, daß der Zustimmungsvor-
behalt nach § 36 Abs. 1 Satz 3 auch Anwendung 
findet, wenn nach § 34 Abs. 2 in Verbindung mit 
§ 31 Abs. 2 eine Befreiung erteilt wird. 

40. Artikel 1 nach Nr. 36 (§ 38) 

In Artikel 1 ist nach Nummer 36 folgende Num-
mer 36 a einzufügen: 

,36 a. In § 38 Satz 1 werden nach dem Wort „Vor-
schriften" die Worte „des Flurbereini-
gungsgesetzes i. d. F. vom 26. März 1976 
(BGBl. I S. 546)," eingefügt.' 

Begründung 

Das Flurbereinigungsgesetz enthält seit der No-
velle von 1976 ein voll ausgebildetes, eigenstän-
diges Planfeststellungsverfahren (§ 41 FlurbG). 
Der Vorrang gegenüber gemeindlichen Ent-
scheidungen, der für eine Reihe anderer Ge-
setze in § 38 geregelt ist, folgt damit zwar unmit-
telbar aus der formellen und materiellen Kon-
zentrationskraft der Planfeststellung. Die Tat-
sache, daß das Flurbereinigungsgesetz in § 38 
nicht erwähnt ist, führt insoweit jedoch immer 
wieder zu Mißverständnissen. Eine Klarstellung 
ist erforderlich. 

41. Zu Artikel 1 Nr. 37 (§ 39 — alt —/§ 202 — neu —) 
und Nr. 114 (§ 156 — alt —/§ 213 — neu —) 

Der Bundesrat bittet die Bundesregierung, im 
weiteren Gesetzgebungsverfahren zu prüfen, ob 
§ 202 — neu — so konkretisiert werden kann, 
daß eine Bußgeldbewehrung möglich ist. Ohne 
Bußgeldandrohung kann der dringend notwen-
dige Schutz des Mutterbodens nicht gewährlei-
stet werden. Verhindert werden sollte dabei 
nicht nur die Vernichtung oder Vergeudung, 
sondern auch die Verunreinigung des Mutterbo-
dens. Falls eine Bußgeldvorschrift zum Schutz 
des Mutterbodens auf Bundesebene nicht zu-
stande kommt, müßte der Erlaß einer entspre-
chenden Bußgeldvorschrift durch die Länder er-
möglicht werden. 

42. Zu Artikel 1 Nr. 44 (§ 44b — alt —/§ 43 — neu —) 

In Artikel 1 Nr. 44 ist vor Buchstabe a folgender 
Buchstabe Oa einzufügen: 

,0a) Absatz 2 wird wie folgt geändert: 

a) In Satz 1 werden die Worte „Höhe der" 
gestrichen. 

b) In Satz 3 werden nach den Worten 
„Fünften Teils" die Worte „sowie § 121" 
eingefügt.' 

Begründung 

Zu a) 
Es haben sich Zweifel in der Praxis ergeben, ob 
nach dem jetzigen Wortlaut die höhere Verwal-
tungsbehörde auch zuständig ist für eine Ent-
scheidung über die Entschädigung dem Grunde 
nach. Da dies aber nur sinnvoll erscheint, ist 
eine eindeutige Regelung zu treffen. 
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zu b) 
In der Praxis wird es als unbillig empfunden, 
daß im Falle eines Antrages auf Entziehung des 
Eigentums durch die Verweisung in § 44 b Abs. 1 
Satz 3 eine Kostenerstattung nach § 121 möglich 
ist, während es bei einem Antrag auf Entschädi-
gung in Geld an einer entsprechenden Kosten-
regelung in § 44 b Abs. 2 fehlt. Die Ungleichbe-
handlung erscheint nicht gerechtfertigt und ist 
in dem neuen § 43 zu beseitigen. 

43. Zu Artikel 1 Nr. 45, 49 und nach Nr. 61 (§§ 45, 52, 
69 und 70 Abs. 1) 

a) In Artikel 1 sind nach Nummer 61 folgende 
Nummern 61 a und 61 b einzufügen: 

,61 a. § 69 wird wie folgt gefaßt: 

„§ 69 

Bekanntmachung des Umlegungs

-

planes, Einsichtnahme 

(1) Die Umlegungsstelle hat den Be-
schluß über die Aufstellung des Umle-
gungsplanes (§ 66) in der Gemeinde 
ortsüblich bekanntzumachen. Auf die 
Bestimmungen des Absatzes 2 und des 
§ 70 Abs. 1 ist in der Bekanntmachung 
hinzuweisen. 

(2) Den Umlegungsplan kann jeder 
einsehen, der ein berechtigtes Inter-
esse darlegt." 

61 b. In § 70 Abs. 1 wird folgender Satz ange-
fügt: 
„Dabei ist auf ihr Recht, den Umle-
gungsplan bei der Umlegungsstelle ein-
zusehen (§ 69 Abs. 2), hinzuweisen."' 

b) In Artikel 1 ist Nummer 45 wie folgt zu fas-
sen: 

,45. § 45 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 werden die Worte „im 
Sinne des § 30" gestrichen. 

b) In Absatz 2 Satz 2 werden die Worte 
„vor der Auslegung der Umlegungs-
karte" durch die Worte „vor dem Be-
schluß über die Aufstellung der Umle-
gungskarte (§ 66 Abs. 1)" ersetzt.' 

c) In Artikel 1 ist Nummer 49 wie folgt zu fas-
sen: 

,49. § 52 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 2 werden die Worte „oder 
deren Grenzen durch die Umlegung 
nicht geändert werden sollen" gestri-
chen. 

b) In Absatz 3 Satz 1 werden die Worte 
„Auslegung der Umlegungskarte (§ 69 
Abs. 1)" durch die Worte „Bekanntma-
chung der Unanfechtbarkeit (§ 71 
Abs. 1)" ersetzt.' 

Begründung 
zu a) 
Die Auslegung der Umlegungskarte kann ent-
fallen, da allen Beteiligten Auszüge aus dem 
Umlegungsplan zuzustellen sind. 
Die Neufassung dient der Rechtsklarheit. In der 
Regel sind nämlich die Fristen zur Einlegung 
des Rechtsmittels und die Frist der Auslegung 
nicht übereinstimmend. Für den Fall der kalen-
dermäßig später beendeten Auslegung wurden 
daher immer wieder Anträge auf Wiedereinset-
zung in den vorigen Stand gestellt. Auch besteht 
kein sachliches Bedürfnis für die zusätzliche 
Auslegung, wenn das bereits jetzt schon beste-
hende Recht auf Einsichtnahme in das Umle-
gungsverzeichnis auf den Umlegungsplan aus-
gedehnt wird. Auf dieses Recht sind die Betei-
ligten besonders hinzuweisen. 
Schließlich wirkt sich der Verzicht auf die Aus-
legung verwaltungsvereinfachend aus. 

zu b) und c) 
Die Regelungen in Nummer 45 Buchstabe a und 
Nummer 49 Buchstabe a nehmen jeweils die Re-
gelungen des Gesetzentwurfs auf. 
Die Regelung in Nummer 45 Buchstabe b be-
ruht auf folgendem: 
Die Festsetzungen des Bebauungsplanes wer-
den hinsichtlich des Grundstückszuschnitts, des 
Eigentums und der sonstigen Rechtsbeziehun-
gen im Umlegungsplan verwirklicht. Der Bebau-
ungsplan muß daher vor dem Beschluß über die 
Aufstellung des Umlegungsplanes in Kraft ge-
treten sein. Im übrigen gehen von der Ausle-
gung der Umlegungskarte, worauf nach § 69 
Abs. 1 Satz 2 der derzeitigen Fassung auch ver-
zichtet werden kann, keinerlei Rechtswirkun-
gen aus. Es wird daher auch oben unter Buch-
stabe a (Artikel 1 Nr. 61 a — neu —) bei § 69 der 
Verzicht zur Auslegung der Umlegungskarte 
vorgeschlagen. Insofern ist die vorgeschlagene 
Änderung des § 45 Abs. 2 auch Folge der Ände-
rung zu § 69. 
Die Regelung in Nummer 49 Buchstabe b ist 
ebenfalls Folge der Änderung zu § 69. 

44. Zu Artikel 1 Nr. 50 Buchstabe b (§ 53 Abs. 1 
Satz 3) 

In Nummer 50 ist in dem Buchstaben b das 
Wort „Nutzung" durch die Worte „Nutzungsart 
nach dem Liegenschaftskataster" zu ersetzen. 

Begründung 

Das Abstellen auf die Nutzungsart nach dem 
Liegenschaftskataster präzisiert den bisherigen 
Begriff der „Nutzung", da dieser Begriff völlig 
verschieden ausgedeutet werden kann je nach-
dem, ob er auf die planungsrechtlichen Begriffe 
des Baugesetzbuches und der Baunutzungsver-
ordnung, auf die davon unterschiedlichen Be-
griffe des Liegenschaftskatasters oder auf die 
tatsächlichen Gegebenheiten bezogen wird. Zur 
Klarstellung sollte ausdrücklich auf die Nut- 

 



Drucksache 10/5027 Deutscher Bundestag — 10. Wahlperiode 

zungsarten des Liegenschaftskatasters abge-
stellt werden, weil dies auch den verwaltungs-
praktischen Bedürfnissen entspricht. 

45. Zu Artikel 1 Nr. 51 nach Buchstabe b (§ 54 
Abs. 2) 

In Artikel 1 Nr. 51 ist nach Buchstabe b folgen-
der Buchstabe c einzufügen: 

c) In Absatz 2 wird folgender Halbsatz ange-
fügt: 
,,; die für die Führung des Liegenschaftskata-
sters zuständige Stelle hat bei Eintragungen 
im Liegenschaftskataster nach dem Zeit-
punkt der Einleitung des Umlegungsverfah-
rens entsprechend zu verfahren."' 

Begründung 

Es handelt sich um eine Folge der Änderung des 
§ 54 Abs. 1 Satz 1 in der Vorlage. Wenn künftig 
im Gesetzeswortlaut ausdrücklich eine Ver-
pflichtung der Umlegungsstelle enthalten sein 
soll, neben dem Grundbuchamt auch die für die 
Führung des Liegenschaftskatasters zuständige 
Stelle von der Einleitung eines Umlegungsver-
fahrens und allen nachträglichen Änderungen 
des Umlegungsgebiets zu unterrichten, so muß 
andererseits die im § 54 Absatz 2 enthaltene 
korrespondierende Benachrichtigungspflicht 
des Grundbuchamts von allen im Grundbuch 
vorgenommenen Eintragungen gegenüber der 
Umlegungsstelle ebenfalls auf die für die Füh-
rung des Liegenschaftskatasters zuständige 
Stelle bezüglich aller nachträglichen Änderun-
gen des Liegenschaftskatasters erstreckt wer-
den. 

46. Zu Artikel 1 Nr. 52 Buchstabe a (§ 55 Abs. 2) 

In Artikel 1 Nr. 52 Buchstabe a ist Absatz 2 wie 
folgt zu fassen: 

„(2) Aus der Umlegungsmasse sind vorweg die 
Flächen auszuscheiden und der Gemeinde oder 
dem sonstigen Erschließungsträger zuzuteilen, 
die nach dem Bebauungsplan innerhalb des 
Umlegungsgebiets festgesetzt sind als 

1. örtliche Verkehrsflächen für Straßen, Wege 
einschließlich Wohnwege und Plätze sowie 
für Sammelstraßen, 

2. Flächen für Parkplätze oder Grünanlagen, so-
weit sie nicht schon Bestandteil der in Num-
mer 1 genannten Verkehrsanlagen sind, für 
Kinderspielplätze sowie für Anlagen zum 
Schutz gegen schädliche Umwelteinwirkun-
gen im Sinne des Bundesimmissionsschutz-
gesetzes, wenn diese Flächen überwiegend 
den Bedürfnissen der Bewohner des Umle-
gungsgebietes dienen sollen." 

Begründung 

§ 55 Abs. 2 Nr. 2 bis 4 des Entwurfs sollte wie 
vorgeschlagen zusammengefaßt werden, um 
bislang zum Teil vorhandene Widersprüche zu 
vermeiden und die Gesetzesanwendung zu ver-
einfachen. Zum Beispiel ist nicht ersichtlich, 
daß für Flächen nach Nummer 2 zunächst gefor-
dert wird, daß derartige Flächen, soweit sie 
nicht schon Bestandteil der Verkehrsflächen 
nach Ziffer 1 sind, einerseits zur Erschließung 
des Umlegungsgebiets notwendig sein sollen 
und gleichwohl andererseits offenbar auch 
gleichzeitig nicht überwiegend den Bedürfnis-
sen der Bewohner des Umlegungsgebietes die-
nen könnten. Ebensowenig ist ersichtlich, 
warum für Kinderspielplätze andere Vorausset-
zungen gelten sollen als für Parkplätze oder 
Grünanlagen. Die Zusammenfassung zu einer 
einheitlichen Ziffer 2 mit einheitlichen Voraus-
setzungen erscheint demgegenüber auch unter 
Gesichtspunkten der Verwaltungspraxis und 
zur Vermeidung von unnötigen größeren An-
fechtungsrisiken bei den Gerichten vorteilhaft. 

47. Zu Artikel 1 Nr. 62 (§ 72 Abs. 2 Satz 1) 

Artikel 1 Nr. 62 ist wie folgt zu fassen: 

,62. In § 72 Abs. 2 Satz 1 werden die Worte „er 
unanfechtbar geworden" durch die Worte 
„seine Unanfechtbarkeit nach § 71 bekannt-
gemacht worden" ersetzt.' 

Begründung 

Nach § 71 Abs. 1 wird nicht der Umlegungsplan, 
sondern seine Unanfechtbarkeit bekanntge-
macht (vgl. auch Begründung zu Artikel 1 Nr. 48 
Buchstabe a Doppelbuchstabe aa, Seite 96 der 
Vorlage). 

48. Zu Artikel 1 Nr. 66 Buchstabe b (§ 79 Abs. 1) 

In Artikel 1 Nr. 66 Buchstabe b ist § 79 Abs. 1 
wie folgt zu fassen: 

„(1) Geschäfte und Verhandlungen, die der 
Durchführung oder Vermeidung der Umlegung 
dienen, einschließlich der Berichtigung der öf-
fentlichen Bücher, sind frei von Gebühren, Aus-
lagen und ähnlichen nichtsteuerlichen Abgaben; 
dies gilt nicht für die Kosten eines Rechts-
streits. Unberührt bleiben Regelungen nach lan-
desrechtlichen Vorschriften." 

Begründung 

Die vorgeschlagene Fassung soll eine Klarstel-
lung hinsichtlich der Gerichts- und Notargebüh-
ren bringen. Der Entwurf enthält lediglich den 
Begriff „nichtsteuerliche Abgaben", unter den 
offenbar auch die Gerichts- und Notargebühren 
fallen sollen, obgleich diese Entgelte für die je-
weiligen Tätigkeiten sind. In der Begründung 
wird lediglich behauptet, aber nicht belegt, daß 
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zu den „nichtsteuerlichen Abgaben" auch die 
„(Gerichts- und Notar)Gebühren" gehören sol-
len. 

Die vorgeschlagene Fassung entspricht im übri-
gen auch § 148 BauGB i. d. F. des Entwurfs, in 
dem der Begriff „Gebühren" neben dem Begriff 
der „nichtsteuerlichen Abgaben" verwandt 
wird. 

49. Artikel 1 Nr. 67 Buchstabe b (§ 80 Abs. 3) 

In Artikel 1 Nr. 67 Buchstabe b sind in dem dem 
§ 80 Abs. 3 anzufügenden Satz die Worte „auf 
eine" durch die Worte „auf die" zu ersetzen. 

Begründung 

Anpassung an die Terminologie in Artikel 1 
Nr. 46 Buchstabe b und die Rechtslage nach 
dem Flurbereinigungsgesetz. 

50. Zu Artikel 1 Nr. 72 Buchstabe a und b (§ 87 
Abs. 3 und 4) 

In Artikel 1 Nr. 72 ist Buchstabe a wie folgt zu 
fassen: 

,a) In Absatz 3 wird folgender Satz angefügt: 
„Sie kann auch zugunsten eines Sanierungs-
trägers erfolgen."' 

Als Folge sind in Artikel 1 Nr. 72 Buchstabe b 
die Worte „Absatz 3 und" zu streichen und die 
Angabe „(3)" durch die Angabe „(4)" zu erset-
zen. 

Begründung 

Nach der Regierungsvorlage soll § 87 Abs. 3 auf-
gehoben werden (Artikel 1 Nr. 72 Buchstabe a) 
mit der Folge, daß das Enteignungsprivileg der 
Gemeinden bei Enteignungen zu dem Zweck, 
Grundstücke für die bauliche Nutzung vorzube-
reiten (§ 85 Abs. 1 Nr. 1) oder sie der baulichen 
Nutzung zuzuführen (§ 85 Abs. 1 Nr. 2) entfällt 
und jedermann die Enteignung zu seinen Gun-
sten beantragen kann. In der Begründung sind 
dafür keine sachlichen Notwendigkeiten, son-
dern nur verfahrensmäßige Erleichterungen an-
geführt (vgl. Begründung S. 107). 

Für die im Gesetzentwurf vorgeschlagene Rege-
lung — Wegfall des Enteignungsprivilegs der 
Gemeinde zu den genannten Zwecken und An-
tragsbefugnis für jedermann — ist keine Not-
wendigkeit ersichtlich. Für die vom Entwurf ge-
förderte Konzeption der „Innenentwicklung" so-
wie die städtebaulichen Erneuerungsmaßnah-
men reichen die in § 85 enthaltenen und vorge-
sehenen Zulässigkeitsvoraussetzungen aus. 

Die vorgesehene Regelung begegnet auch des-
halb erheblichen Bedenken, weil mit der allge-
meinen Antragsbefugnis keine Veräußerungs-
pflicht korrespondiert, wie es für die Gemeinde 
in § 89 vorgesehen ist. 

Die hier vorgesehene Ergänzung des § 87 Abs. 3 
durch einen anzufügenden Satz 2 soll sicherstel-
len daß die Gemeinde die Enteignung auch zu-
gunsten eines Sanierungsträgers beantragen 
kann. 

51. Zu Artikel 1 Nr. 73 (§ 88 Satz 2) 

In Artikel 1 Nr. 73 sind in § 88 Satz 2 die Worte 
„Der Nachweis nach § 87 Abs. 2 entfällt weiter-
hin" durch die Worte „Satz 1 findet entspre-
chende Anwendung" zu ersetzen. 

Begründung 

Der neu einzufügende § 88 Satz 2 BauGB soll 
§ 22 Abs. 1 Satz 1 StBauFG ersetzen. Letzterer 
verwies für die Enteignung zugunsten einer Ge-
meinde im Sanierungsgebiet auf § 88 BauGB 
(jetzt § 88 Satz 1 BauGB) und legte damit das 
Erfordernis der Bemühung um einen vorheri-
gen freihändigen Erwerb fest. Der einzufügende 
§ 88 Satz 2 BauGB i. d. F. des Gesetzentwurfs 
nimmt demgegenüber nicht mehr auf den in-
haltlich unverändert gebliebenen Satz 1 dieser 
Vorschrift Bezug. Damit entfiele aber die Ver-
pflichtung der Gemeinde, bei Enteignungen zu 
ihren Gunsten im Sanierungsgebiet sich zuvor 
vergeblich um einen freihändigen Erwerb be-
müht zu haben. Da diese Änderung der Rechts-
lage nicht beabsichtigt ist, ist § 88 Satz 2 BauGB 
entsprechend klarzustellen. 

52. Zu Artikel 1 Nr. 88 Buchstabe a, Nr. 90 Buchsta-
be a, Nr. 93, Nr. 130 (§ 125, § 127 Abs. 2, § 131, 
§ 242 Abs. 4 Satz 1) 

In Artikel 1 Nr. 88 Buchstabe a und in Artikel 1 
Nr. 130 in § 242 Abs. 4 Satz 1 ist das Wort „Wohn-
wege" jeweils durch die Worte „Wege im Sinne 
des § 127 Abs. 2 Nr. 2" zu ersetzen. 

In Artikel 1 Nr. 90 Buchstabe a ist der Klammer-
zusatz wie folgt zu fassen: 

„(z. B. Fußwege, Wohnwege);". 

In Artikel 1 Nr. 93 sind die Worte „Wohnweg 
(§ 127 Abs. 2 Nr. 2)" durch die Worte „Weg im 
Sinne des § 127 Abs. 2 Nr. 2" zu ersetzen. 

Begründung 

Der Entwurf verwendet den Begriff „Wohnweg" 
für alle nicht befahrbaren öffentlichen Wege. 
Das Bundesverwaltungsgericht unterscheidet 
aber zwischen Wohnwegen, Fußwegen und wei-
teren Wegen. Die alleinige Benennung von 
Wohnwegen läßt daher den Schluß zu, daß an-
dere nicht befahrbare öffentliche Wege keine 
Erschließungsanlagen im Sinne dieser Vor-
schrift sein sollen. Dies ist jedoch nicht beab-
sichtigt. Die Änderung dient daher der Klarstel-
lung. 
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53. Zu Artikel 1 Nr. 88 Buchstabe a (§ 125 Abs. 1 
Satz 1) 

In Artikel 1 Nr. 88 Buchstabe a ist in § 125 Abs. 1 
Satz 1 nach dem Wort „Plätze" das Wort ,,, Park-
flächen" einzufügen. 

Begründung 

§ 125 Abs. 1 Satz 1 des Gesetzentwurfs nennt 
alle Erschließungsanlagen des § 127 Abs. 2 bis 
auf die Sammelstraßen und die Parkflächen. 
Während die Sammelstraßen unter den Begriff 
Straßen in § 125 Abs. 1 Satz 1 subsumiert wer-
den können, bleiben die Parkflächen weiter un-
erwähnt. 

 
Für die Parkflächen (selbständige Parkplätze) 
gelten jedoch die in der Begründung zu Num-
mer 88 zu Buchstabe a (Absatz 1) angeführten 
Argumente gleichermaßen. Deshalb sollte auch 
die Unklarheit, ob beitragspflichtige selbstän-
dige Parkflächen durch Bebauungsplan festge-
setzt sein müssen oder nicht, gesetzlich ausge-
räumt werden. 

54. Zu Artikel 1 Nr. 92 (§ 130) 

In Artikel 1 ist Nummer 92 wie folgt zu fassen: 

,92. In § 130 Abs. 2 wird Satz 2 durch folgende 
Sätze ersetzt: 
„Abschnitte einer Erschließungsanlage kön-
nen nach örtlich erkennbaren Merkmalen 
oder nach rechtlichen Gesichtspunkten 
(z. B. Bebauungsplangebiete, Umlegungsge-
biete, förmlich festgelegte Sanierungsgebie-
te) gebildet werden. Für Erschließungsanla-
gen, die räumlich zusammenhängen oder 
im selben Bebauungsplan ausgewiesen 
sind, kann der Erschließungsaufwand ins-
gesamt ermittelt werden (Erschließungsein-
heit). Die Erschließungseinheit gilt als Er-
schließungsanlage." 

Begründung 
Satz 2 — neu — ist identisch mit der Regie-
rungsvorlage. Durch die für Satz 3 — neu — 
vorgeschlagene Formulierung wird der 
Spielraum für die Bildung von Erschlie-
ßungseinheiten wesentlich erweitert. Sie 
bringt eine Erleichterung der Abrechnung 
mit sich. 

55. Zu Artikel 1 Nr. 93 (§ 131 Abs. 1 Satz 3) 

In Artikel 1 Nr. 93 ist in § 131 Abs. 1 Satz 3 nach 
dem Wort „Erschließungseinheit" der Klammer-
zusatz „(§ 130 Abs. 2 Satz 3)" einzufügen. 

Begründung 

Der Zusatz dient der besseren Verständlichkeit 
der Worte „in der Erschließungseinheit". 

56. Zu Artikel 1 Nr. 94a — neu — (§§ 134 und 135) 

In Artikel 1 ist nach Nummer 94 folgende Num-
mer 94 a einzufügen: 

,94a. In § 134 Abs. 1 Satz 1 und § 135 Abs. 1 wird 
das Wort „Zustellung" jeweils durch das 
Wort „Bekanntgabe" ersetzt.' 

Begründung 

In Steuer- und sonstigen Abgabensachen reicht 
im allgemeinen eine einfache Bekanntgabe des 
Verwaltungsaktes an den Beteiligten aus (vgl. 
§ 122 Abs. 1 AO, ggf. i. V. m. dem Kommunalab-
gabenrecht der Länder). Demgegenüber sieht 
das Erschließungsbeitragsrecht zwingend eine 
förmliche Zustellung des Beitragsbescheides 
vor. Im Interesse einer einheitlichen Handha-
bung und Reduzierung der Kosten wird auch 
hier eine einfache Bekanntgabe für ausreichend 
gehalten. Dies schließt nicht aus, daß im Einzel-
fall eine förmliche Zustellung behördlich ange-
ordnet werden kann (vgl. § 122 Abs. 5 AO). 

57. Artikel 1 nach Nr. 94a — neu — (§ 135 Abs. 4) 

In Artikel 1 ist nach Nummer 94 a — neu — fol-
gende Nummer 95b einzufügen: 

,94b. In § 135 Abs. 4 werden die Worte „so kann 
der Beitrag so lange gestundet werden" 
durch die Worte „so ist der Beitrag so 
lange zinslos zu stunden" ersetzt.' 

Begründung 

Durch die Einführung einer Verpflichtung zur 
Stundung des Erschließungsbeitrages für land-
wirtschaftlich genutzte Grundstücke ohne die 
Erhebung von Stundungszinsen soll vermieden 
werden, daß der Erschließungsbeitrag die Inha-
ber landwirtschaftlicher Betriebe zu einer Tren-
nung von Grundstücken aus dem Betrieb veran-
laßt, welche zur Erhaltung seiner Wirtschaft-
lichkeit notwendig sind. 

Damit soll sichergestellt werden, daß die Er-
schließungsbeitragspflicht Wirtschaftlichkeit 
und Existenz landwirtschaftlicher Betriebe 
nicht zusätzlich beeinträchtigt. 

58. Zu Artikel 1 Nr. 96 (§§ 136 ff.) 

Der Bundesrat stellt fest, daß sich die Bundesre-
gierung zu einer angemessenen Regelung über 
den Ausgleich der entfallenden Bundesmittel 
für den Städtebau bereit erklärt hat. Er geht 
davon aus, daß die Einzelheiten der Regelung, 
die einen dynamischen und dauerhaften Aus-
gleich für die entfallenden Bundesmittel unter 
Wahrung des Besitzstandes der einzelnen Län- 
der gewährleistet, rechtzeitig mit den Ländern 
abgesprochen werden. 
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59. Zu Artikel 1 Nr. 96 (§ 136 Abs. 2 Satz 2 Nr. 1) 

In Artikel 1 Nr. 96 sind in § 136 Abs. 2 Satz 2 in 
der Nummer 1 die Worte „in allen Teilen des 
Bundesgebiets" zu streichen. 

Begründung 

Ein Erfordernis, durch bundesgesetzliche Rege-
lungen die Entwicklung der baulichen Struktur 
„in allen Teilen des Bundesgebiets" vorzusehen, 
ist nicht ersichtlich. 

60. Zu Artikel 1 Nr. 96 (§ 138) 

Die Bundesregierung wird gebeten, im weiteren 
Verlauf des Gesetzgebungsverfahrens klarzu-
stellen, wen die Löschungsverpflichtung hin-
sichtlich der erhobenen Daten in § 138 Abs. 2 
Satz 4 treffen soll. 

61. Zu Artikel 1 Nr. 96 (§§ 142, 142 a — neu —, §§ 150 
bis 152) 

In Artikel 1 Nr. 96 ist in § 142 Abs. 3 folgender 
Satz anzufügen: 

„Im vereinfachten Verfahren kann auch die An-
wendung von § 142 a ausgeschlossen werden, 
wenn sie für die Durchführung der Sanierung 
nicht erforderlich ist." 

und in Absatz 5 ist Satz 2 wie folgt zu fassen: 

„Hierbei ist auf die erfolgte Durchführung des 
Anzeigeverfahrens und auf die Vorschriften des 
§ 142 a und des Dritten Abschnitts hinzuweisen, 
soweit diese zur Anwendung kommen, sowie 
auf § 24 Abs. 1 Nr. 3." 

In Artikel 1 Nr. 96 ist nach § 142 folgender § 142 a 
einzufügen: 

„§ 142 a 

Genehmigungspflichtige Vorhaben 

(1) Im förmlich festgelegten Sanierungsgebiet 
dürfen Vorhaben und sonstige Maßnahmen im 
Sinne des § 14 Abs. 1 nur mit schriftlicher Ge-
nehmigung der Gemeinde vorgenommen wer-
den. Die §§ 14 bis 18 sind bei Vorhaben, die nach 
der förmlichen Festlegung des Sanierungsge-
biets vorgenommen werden, nicht anzuwenden. 
Mit der förmlichen Festlegung des Sanierungs-
gebiets tritt eine bestehende Veränderungs-
sperre außer Kraft; ein Bescheid über die Zu-
rückstellung des Baugesuchs nach § 15 Abs. 1 
wird unwirksam. Entschädigungsansprüche 
nach § 18, die vor der förmlichen Festlegung des 
Sanierungsgebiets entstanden sind, bleiben un-
berührt. 

(2) Die Gemeinde kann für bestimmte Fälle 
die Genehmigung für das Sanierungsgebiet 
oder Teile desselben allgemein erteilen; sie hat 
dies ortsüblich bekanntzumachen. Auf Antrag 
eines Beteiligten ist Zeugnis darüber zu ertei

-

len, daß die Genehmigung allgemein erteilt ist; 
das Zeugnis steht der Genehmigung gleich. 

(3) Keiner Genehmigung bedürfen 

1. Vorhaben, wenn die Gemeinde oder der Sa-
nierungsträger für das Treuhandvermögen 
als Vertragsteil oder Eigentümer beteiligt 
ist; 

2. Vorhaben nach Absatz 1, die vor der förmli-
chen Festlegung des Sanierungsgebiets bau-
rechtlich genehmigt worden sind, sowie Un-
terhaltungsarbeiten und die Fortführung ei-
ner bisher ausgeübten Nutzung. 

(4) Über die Genehmigung ist binnen drei Mo-
naten nach Eingang des Antrags bei der Ge-
meinde zu entscheiden. § 19 Abs. 3 Satz 4 bis 6 
ist entsprechend anzuwenden. 

(5) Die Genehmigung darf nur versagt wer-
den, wenn Grund zur Annahme besteht, daß das 
Vorhaben und die mit ihm erkennbar bezweckte 
Nutzung die Durchführung der Sanierung un-
möglich machen oder wesentlich erschweren 
oder den Zielen und Zwecken der Sanierung zu-
widerlaufen würde. 

(6) Die Genehmigung ist zu erteilen, wenn die 
wesentliche Erschwerung dadurch beseitigt 
wird, daß die Beteiligten für den Fall der Durch-
führung der Sanierung für sich und ihre Rechts-
nachfolger auf Entschädigung für die durch das 
Vorhaben herbeigeführten Wertsteigerungen 
sowie für wertsteigernde Änderungen, die auf-
grund der mit dem Vorhaben bezweckten Nut-
zung vorgenommen werden, verzichten. 

(7) Die Genehmigung kann unter Auflagen, 
auch befristet oder bedingt erteilt werden. § 51 
Abs. 4 Satz 2 und 3 ist entsprechend anzuwen-
den. 

(8) Wird die Genehmigung versagt, kann der 
Eigentümer von der Gemeinde die Übernahme 
des Grundstücks verlangen, wenn und soweit es 
ihm mit Rücksicht auf die Durchführung der 
Sanierung wirtschaftlich nicht mehr zuzumuten 
ist, das Grundstück behalten oder es in der bis-
herigen oder einer anderen zulässigen Art zu 
nutzen. Liegen die Flächen eines land- oder 
forstwirtschaftlichen Betriebs sowohl innerhalb 
als auch außerhalb des Sanierungsgebiets, kann 
der Eigentümer von der Gemeinde die Über-
nahme sämtlicher Grundstücke des Betriebs 
verlangen, wenn die Erfüllung des Übernahme-
verlangens für die Gemeinde keine unzumut-
bare Belastung bedeutet; die Gemeinde kann 
sich auf eine unzumutbare Belastung nicht be-
rufen, soweit die außerhalb des Sanierungsge-
biets gelegenen Grundstücke nicht mehr in an-
gemessenem Umfang baulich oder wirtschaft-
lich genutzt werden können. Kommt eine Eini-
gung über die Übernahme nicht zustande, kann 
der Eigentümer die Entziehung des Eigentums 
an dem Grundstück verlangen. Für die Entzie-
hung des Eigentums sind die Vorschriften des 
Fünften Teils des Ersten Kapitels entsprechend 
anzuwenden." 
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In Artikel 1 Nr. 96 sind die §§ 150 bis 152 durch 
folgende §§ 151 und 152 zu ersetzen: 

„§ 151 
Wirkungen der förmlichen Festlegung 

(1) Die §§ 19 bis 21 und 51 sind bei Vorhaben 
und Rechtsvorgängen, die nach der förmlichen 
Festlegung des Sanierungsgebiets vorgenom-
men werden, nicht anzuwenden. Entschädi-
gungsansprüche nach § 21, die vor der förmli-
chen Festlegung des Sanierungsgebiets entstan-
den sind, bleiben unberührt. 

(2) Die förmliche Festlegung des Sanierungs-
gebiets gilt als eine Änderung der rechtlichen 
oder tatsächlichen Voraussetzungen im Sinne 
des § 21 Abs. 2. Wird aus den in Satz 1 genann-
ten Gründen nach der förmlichen Festlegung 
des Sanierungsgebiets eine Baugenehmigung 
versagt, ist eine Entschädigung nach den Vor-
schriften des § 21 Abs. 2 und 3 zu leisten. 

(3) Werden im förmlich festgelegten Sanie-
rungsgebiet Erschließungsanlagen im Sinne des 
§ 127 Abs. 2 hergestellt, erweitert oder verbes-
sert, sind Vorschriften über die Erhebung von 
Beiträgen für diese Maßnahmen auf Grundstük-
ken im Sanierungsgebiet nicht anzuwenden. 
Beitragspflichten, die vor der förmlichen Festle-
gung entstanden sind, bleiben unberührt. 

(4) Hat die Umlegungsstelle vor der förmli-
chen Festlegung des Sanierungsgebiets in ei-
nem Umlegungsverfahren, das sich auf Grund-
stücke im Gebiet bezieht, den Umlegungsplan 
nach § 66 aufgestellt oder ist eine Vorwegent-
scheidung nach § 76 getroffen worden, bleibt es 
dabei. 

(5) Hat die Enteignungsbehörde vor der förm-
lichen Festlegung des Sanierungsgebiets den 
Enteignungsbeschluß nach § 113 für ein im Ge-
biet gelegenes Grundstück erlassen oder ist 
eine Einigung nach § 110 beurkundet worden, 
sind die Vorschriften des Ersten Kapitels weiter 
anzuwenden. 

§ 152 
Genehmigungspflichtige Rechtsvorgänge 

(1) Im förmlich festgelegten Sanierungsgebiet 
bedürfen zu ihrer Wirksamkeit der schriftlichen 
Genehmigung der Gemeinde 

1. die rechtsgeschäftliche Veräußerung eines 
Grundstücks und die Bestellung und Veräu-
ßerung eines Erbbaurechts; 

2. die Bestellung eines das Grundstück bela-
stenden Rechts; dies gilt nicht für die Bestel-
lung eines Rechts, das mit der Durchführung 
von Baumaßnahmen im Sinne des § 145 
Abs. 2 im Zusammenhang steht; 

3. ein schuldrechtlicher Vertrag, durch den eine 
Verpflichtung zu einem der in Nummer 1 
oder 2 genannten Rechtsgeschäfte begründet 
wird; ist der schuldrechtliche Vertrag geneh

-

migt worden, gilt auch das in Ausführung 
dieses Vertrags vorgenommene dingliche 
Rechtsgeschäft als genehmigt; 

4. Vereinbarungen, durch die ein schuldrechtli-
ches Vertragsverhältnis über den Gebrauch 
oder die Nutzung eines Grundstücks, Gebäu-
des oder Gebäudeteils auf bestimmte Zeit von 
mehr als einem Jahr eingegangen oder ver-
längert wird; 

5. die Teilung eines Grundstücks. 

(2) Keiner Genehmigung bedürfen: 

1. Rechtsvorgänge, wenn die Gemeinde oder 
der Sanierungsträger für das Treuhandver-
mögen als Vertragsteil oder Eigentümer be-
teiligt ist; 

2. Rechtsvorgänge nach Absatz 1 zum Zwecke 
der Vorwegnahme der Erbfolge; 

3. Rechtsvorgänge nach Absatz 1, die Zwecken 
der Landesverteidigung dienen; 

4. der rechtsgeschäftliche Erwerb eines in ein 
Planfeststellungsverfahren nach den in § 38 
bezeichneten Rechtsvorschriften einbezoge-
nen Grundstücks durch den Bedarfsträger. 

(3) Auf die Genehmigung nach Absatz 1 ist 
§ 23 und § 142 a Abs. 2, 4, 5 und 8 entsprechend 
anzuwenden. Dabei liegt eine wesentliche Er-
schwerung der Sanierung im Sinne des § 142 a 
Abs. 5 auch vor, wenn bei der rechtsgeschäftli-
chen Veräußerung eines Grundstücks sowie bei 
der Bestellung oder Veräußerung eines Erbbau-
rechts der vereinbarte Gegenwert für das 
Grundstück oder das Recht über dem Wert liegt, 
der sich in Anwendung des § 154 Abs. 1 ergibt. 

(4) Die Genehmigung kann nach Maßgabe des 
§ 142 a Abs. 7 unter Auflagen, in den Fällen des 
Absatzes 1 Nr. 4 auch befristet oder bedingt er-
klärt werden. 

(5) In den Fällen des Absatzes 1 Nr. 2, 3 oder 4 
ist die Genehmigung zu erteilen, wenn die we-
sentliche Erschwerung dadurch beseitigt wird, 
daß die Beteiligten für den Fall der Durchfüh-
rung der Sanierung für sich und ihre Rechts-
nachfolger auf Entschädigung für die Aufhe-
bung des Rechts sowie für wertsteigernde Ände-
rungen verzichten, die aufgrund dieser Rechte 
vorgenommen werden." 

Begründung 

In allen förmlich festgelegten Sanierungsgebie-
ten sollen Vorhaben und sonstige Maßnahmen, 
für die die Gemeinde außerhalb von Sanie-
rungsverfahren eine Veränderungssperre be-
schließen kann (§ 14 Abs. 1), von einer Genehmi-
gung der Gemeinde abhängig gemacht werden. 
Es geht dabei vor allem um die Errichtung oder 
Beseitigung baulicher Anlagen sowie um son-
stige erhebliche oder wesentlich wertsteigernde 
Veränderungen von Grundstücken und bauli- 
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chen Anlagen. Die vorgeschlagene Regelung 
entspricht einem Bedürfnis der Praxis. 

Ohne sie liefe im übrigen die Regelung des Ent-
wurfs über das „vereinfachte Verfahren" (§ 142 
Abs. 3 Satz 4) weitgehend leer. Dieses Verfah-
ren, das mit der letzten StBauFG-Novelle in das 
Städtebauförderungsgesetz aufgenommen wur-
de, rechtfertigte sich vor allem aus der Absicht, 
Städtebauförderungsmittel auch in solchen Sa-
nierungsgebieten einsetzen zu können, in denen 
die Anwendung des besonderen bodenrechtli-
chen Instrumentariums nicht geboten ist. Das 
Baugesetzbuch wird sich jedoch nicht mehr mit 
der finanziellen Förderung der städtebaulichen 
Erneuerung befassen. Damit gäbe es — ohne 
die hier vorgeschlagene Regelung — keinen 
ausreichenden Grund mehr für eine bundesge-
setzliche Regelung des vereinfachten Verfah-
rens. 

Die Einzelregelungen in § 142 a Abs. 2 bis 8 ent-
sprechen den vorgesehenen Regelungen in 
§§ 151, 152 des Regierungsentwurfs (allgemeine 
Erteilung der Genehmigung, Fristen u. a.). 

Bei den §§ 151 und 152 handelt es sich um Folge-
änderungen aus der vorgesehenen Einfügung 
von § 142 a. Sie tragen der Tatsache Rechnung, 
daß die sanierungsspezifische Veränderungs-
sperre aus dem Dritten Abschnitt („Besondere 
bodenrechtliche Vorschriften") herausgenom-
men und in § 142 a generell, also auch mit Wir-
kung für das vereinfachte Verfahren geregelt 
werden soll. 

Dazu wird in § 150 des Regierungsentwurfs in 
Absatz 1 die Verweisung auf die §§ 14 bis 18 ge-
strichen; außerdem wird Absatz 3 gestrichen. 

Die bisherigen §§ 151 und 152 des Regierungs-
entwurfs werden zu einem neuen § 152 (Geneh-
migungspflichtige Rechtsvorgänge) zusammen-
gefaßt. Die neue Vorschrift bezieht sich nur 
noch auf grundstücksbezogene Rechtsgeschäfte 
und Verfügungen. Zum Verfahren verweist Ab-
satz 3 auf die entsprechenden Regelungen des 
neu einzufügenden § 142 a. 

Eine Einschränkung des „vereinfachten Verfah-
rens" sollte nur für solche Fälle in Betracht 
kommen, in denen die Einführung des Geneh-
migungsvorbehalts für die Durchführung der 
Sanierungsmaßnahme erforderlich ist. Wo dies 
nicht der Fall ist (z. B. bei der Umstrukturierung 
der Erschließung, Sanierung von Gewerbebran-
chen), sollte das derzeit geltende Verfahren wei-
ter möglich bleiben. 

Im übrigen sollte bei der Bekanntmachung der 
Satzung über die förmliche Festlegung des Sa-
nierungsgebietes auf die Vorschriften über das 
Vorkaufsrecht der Gemeinde beim Kauf von 
Grundstücken in Sanierungsgebieten (§ 24 
Abs. 1 Nr. 3) hingewiesen werden. 

62. Zu Artikel 1 Nr. 96 (§§ 142 ff.) 

Im weiteren Verlauf des Gesetzgebungsverfah

-

rens sollte die Möglichkeit geprüft werden, den 

Gemeinden in den nach dem vereinfachten Ver-
fahren festgelegten Sanierungsgebieten auch 
das Instrument der Verfügungssperre zur Ver-
fügung zu stellen. Durch die mögliche Einbezie-
hung auch sanierungsbedeutsamer Verfügun-
gen über Grundstücke in das vereinfachte Ver-
fahren wird dieses für die Gemeinden noch pra-
xisgerechter und mit den für die jeweiligen Ver-
hältnisse erforderlichen flexiblen Anwendungs-
möglichkeiten ausgestaltet. 

63. Zu Artikel 1 Nr. 96 (§ 147) 

In Artikel 1 Nr. 96 ist § 147 zu streichen. 

Begründung 

Die Vorschrift ist als Spezialregelung für Sanie-
rungsgebiete überflüssig. Sie führt in Ländern, 
in denen Vereinbarungen insbesondere mit der 
Deutschen Bundespost nicht bestehen, zu zahl-
reichen Rechtsstreitigkeiten. Der Bundesrat hat 
bereits am 25. November 1983 vorgeschlagen, 
den entsprechenden § 24 StBauFG zu streichen 
(BR-Drucksache 392/83). 

64. Zu Artikel 1 Nr. 96 (§ 149 Abs. 2) 

In Artikel 1 Nr. 96 ist § 149 Abs. 2 wie folgt zu 
fassen: 

„(2) Die Gemeinde teilt dem Grundbuchamt 
die rechtsverbindliche Satzung über die förmli-
che Festlegung des Sanierungsgebietes mit. Das 
Grundbuchamt hat in die Grundbücher der in 
der Satzung aufgeführten Grundstücke einzu-
tragen, daß eine Sanierung durchgeführt wird 
(Sanierungsvermerk). § 54 Abs. 2 und 3 ist ent-
sprechend anzuwenden.” 

Begründung 

Ein förmliches Ersuchen des Grundbuchamtes 
durch die Gemeinde zur Eintragung des Sanie-
rungsvermerks, wie es der Entwurf in Absatz 2 
Satz 1 abweichend vom geltenden Recht des § 5 
Abs. 4 StBauFG vorsieht, würde lediglich zu 
Verzögerungen und zusätzlichen Reibungsmög-
lichkeiten führen können und ist sachlich nicht 
erforderlich. Da es sich bei dem Sanierungsver-
merk um einen Achtungsvermerk zum Schutz 
des redlichen Grundstücksverkehrs handelt, er-
scheint es — wie im geltenden Recht — sachge-
recht, daß dieser Vermerk auch weiterhin ohne 
ein ausdrückliches Ersuchen rasch von Amts 
wegen eingetragen werden muß. 

65. Zu Artikel 1 Nr. 96 (§ 158 Abs. 3) 

In Artikel 1 Nr. 96 sind in § 158 Abs. 3 die Worte 
,,, bei einem Organ der staatlichen Wohnungs-
politik durch die für die Anerkennung zustän-
dige Behörde" zu streichen. 
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Begründung 

Für die Bestätigung von Sanierungsträgern 
können ausschließlich die Länder zuständig 
sein. Der Bund hat im Bereich des Vollzugs des 
Städtebauförderungsgesetzes außerhalb der 
Förderung keine verfassungsrechtliche Kompe-
tenz für die Ausübung einer Verwaltungstätig-
keit. 

66. Zu Artikel 1 Nr. 96 (§ 162 Abs. 3) 

In § 162 ist Absatz 3 wie folgt zu fassen: 

„(3) Die Gemeinde teilt dem Grundbuchamt 
die Satzung nach Absatz 2 mit. Das Grundbuch-
amt hat die Sanierungsvermerke zu löschen." 

Begründung 

Ein förmliches Ersuchen des Grundbuchamtes 
durch die Gemeinde zur Löschung ist nicht er-
forderlich und sollte ebenso wie bei der Eintra-
gung des Sanierungsvermerks nach § 149 als 
unnötige Verwaltungserschwernis nicht vorge-
sehen werden. 

67. Zu Artikel 1 Nr. 96 (§ 172 Abs. 1) 

In Artikel 1 Nr. 96 ist in § 172 Abs. 1 folgender 
Satz anzufügen: 

„Die landesrechtlichen Vorschriften, insbeson-
dere über den Schutz und die Erhaltung von 
Denkmälern, bleiben unberührt." 

Begründung 

Die Regelung entspricht dem Inhalt des künftig 
wegfallenden § 39 a Abs. 3 BBauG, der klarstellt, 
daß die bodenrechtlichen Regelungen nicht die 
landesrechtliche Kompetenz für das Denkmal-
schutzrecht tangieren. Durch die Klarstellung 
wird die unzulässige Verzahnung von Denkmal-
schutzrecht und Bodenrecht vermieden. Dies er-
scheint wegen Artikel 31 GG notwendig. 

68. Zu Artikel 1 Nr. 96 (§ 172) 

Im weiteren Gesetzgebungsverfahren ist zu prü-
fen, ob der in § 172 Abs. 1 des Entwurfs vorgese-
hene zusätzliche Genehmigungsvorbehalt für 
die (Neu-)Errichtung baulicher Anlagen im Gel-
tungsbereich einer Erhaltungssatzung und der 
korrespondierende Versagungsgrund in Ab-
satz 3 überhaupt erforderlich sind. 

Dabei ist zu berücksichtigen, daß bereits der 
geltende § 15 der Baunutzungsverordnung auf 
die Erhaltung der Eigenart von Baugebieten ab-
zielt. Außerdem ist eine klare Abgrenzung zu 
den landesrechtlichen Baugestaltungsvorschrif-
ten unerläßlich. 

69. Zu Artikel 1 Nr. 96 (§ 177 Abs. 1 und § 178) 

In Artikel 1 Nr. 96 ist in § 177 Abs. 1 folgender 
Satz anzufügen: 

„In dem Bescheid, durch den die Modernisie-
rung oder Instandsetzung angeordnet wird, sind 
die zu beseitigenden Mißstände oder zu behe-
benden Mängel zu bezeichnen und eine ange-
messene Frist für die Durchführung der erfor-
derlichen Maßnahmen zu bestimmem." 

In Artikel 1 Nr. 96 ist der Text des § 178 wie folgt 
zu fassen: 

b) „Die Gemeinde kann den Eigentümer duch 
Bescheid verpflichten, sein Grundstück in-
nerhalb einer zu bestimmenden angemesse-
nen Frist entsprechend den nach § 9 Abs. 1 
Nr. 25 getroffenen Festsetzungen des Bebau-
ungsplans zu bepflanzen." 

Begründung 

Die Angabe der angemessenen Frist auch im 
Falle der §§ 177 und 178 des Gesetzentwurfs er-
scheint aus Bestimmtheitsgründen ebenso not-
wendig wie im Falle des § 176 (Baugebot). Ent-
sprechendes gilt für die Benennung der zu be-
seitigenden Mißstände oder Mängel. 

70. Zu Artikel 1 Nr. 96 (§ 183 Abs. i a — neu—) 

In Artikel 1 Nr. 96 ist nach § 183 Abs. 1 folgender 
neuer Absatz 1 a einzufügen: 

„(1 a) Die Gemeinde darf ein Mietverhältnis 
über Wohnraum nur aufheben, wenn im Zeit-
punkt der Beendigung des Mietverhältnisses 
angemessener Ersatzwohnraum für den Mieter 
und die zu seinem Hausstand gehörenden Per-
sonen zu zumutbaren Bedingungen zur Verfü-
gung steht. Strebt der Mieter oder Pächter von 
Geschäftsraum eine anderweitige Unterbrin-
gung an, so soll die Gemeinde das Miet- oder 
Pachtverhältnis nur aufheben, wenn im Zeit-
punkt der Beendigung des Miet- oder Pachtver-
hältnisses anderer geeigneter Geschäftsraum 
zu zumutbaren Bedingungen zur Verfügung 
steht." 

Begründung 

Die Ergänzung entspricht inhaltlich § 27 Abs. 2, 
Abs. 3 Satz 2 StBauFöG. Wenn diese Bestim-
mung nicht in das Baugesetzbuch übernommen 
würde, nachdem der Gesetzgeber sie bisher für 
erforderlich gehalten hat, könnte das dahin ver-
standen werden, daß der Gesetzgeber von der 
derzeitigen Konkretisierung des verfassungs-
rechtlichen Übermaßverbotes und der entspre-
chenden Zumutbarkeitsgrenze inhaltlich abrük-
ke. Das ist nicht gewollt (vgl. die Begründung zu 
§ 183, Seite 147 der Vorlage). 
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71. Zu Artikel 1 Nr. 96 (§ 185 Abs. 3) 

In § 185 Abs. 3 sollte überprüft werden, ob die 
Bereitstellung oder Beschaffung von Ersatzland 
immer dann stattfinden soll, wenn ein Pachtver-
trag über kleingärtnerisch genutztes Land auf-
gehoben wird. Es ist die Frage, ob eine solche 
Regelung mit den Vorschriften des Bundes-
kleingartengesetzes korrespondiert. Nach je-
nem Gesetz knüpft sich die Notwendigkeit einer 
Bereitstellung oder Beschaffung von Ersatzland 
nur an die Aufhebung solcher Pachtverträge, 
die Dauerkleingärten betreffen. Die Verwen-
dung der Worte „kleingärtnerisch genutztes 
Land" geht aber augenscheinlich über die Nut-
zung eines Dauerkleingartens hinaus. Sie könn-
ten auch so verstanden werden, daß damit eine 
kleingärtnerische Nutzung außerhalb eines 
Dauerkleingartens oder sogar eine kleingarten-
ähnliche Nutzung mit angesprochen werden 
soll. Um solch eine Auslegung von vornherein 
zu vermeiden, erscheint es angebracht, in § 185 
Abs. 3 des Gesetzentwurfs die Bereitstellung 
oder Beschaffung von Ersatzland auf die Aufhe-
bung von Pachtverträgen über Dauerkleingär-
ten im Sinne des Bundeskleingartengesetzes zu 
beschränken. 

72. Zu Artikel 1 Nr. 97 (§ 192) 

In Artikel 1 Nr. 97 werden in § 192 Abs. 3 Satz 2 
die Worte „des zuständigen Finanzamts" durch 
die Worte „der zuständigen Finanzbehörde" er-
setzt. 

Begründung 

Um sicherzustellen, daß bei einer zentralen Be-
arbeitung der Kaufpreise die dort vorhandene 
Sachkunde und Erfahrung besser berücksich-
tigt werden kann, sollte von einem Zwang zur 
Berufung eines „Bediensteten des zuständigen 
Finanzamts" abgesehen werden. Durch die vor-
geschlagene Änderung könnten Angehörige der 
für die zentale Bearbeitung zuständigen Stelle 
Mitglieder des Gutachterausschusses werden. 

73. Zu Artikel 1 Nr. 97 (§ 195) 

In Artikel 1 Nr. 97 sind in § 195 Abs. 1 Satz 2 
nach den Worten „den Enteignungsbeschluß," 
die Worte „Grundstücksan- und -verkäufe in 
Flurbereinigungsverfahren sowie den Lander-
werb nach § 52 des Flubereinigungsgesetzes," 
einzufügen. 

Begründung 

Die in Flurbereinigungsverfahren gezahlten 
Kaufpreise für Liegenschaften sind für die Gut-
achterausschüsse von gleicher Bedeutung wie 
z. B. die Entschädigungen in Enteignungsver-
fahren und sollten wie diese den Gutachteraus-
schüssen mitgeteilt werden. Die Abfindungs-  
und Kaufbeträge geben wertvolle Hinweise für 
die innerlandwirtschaftlichen Verkehrswerte. 

Sollten sie durch ungewöhnliche Verhältnisse 
beeinflußt worden sein, so sind sie im übrigen 
auch künftig nach den Grundsätzen des jetzigen 
§ 142 a BBauG vom Gutachterausschuß kritisch 
zu würdigen und nicht unbesehen zu überneh-
men. Die gerade in Flurbereinigungsverfahren 
ungleich häufiger als sonst anfallenden Weiter-
bildungen beeinflussen die Wertvorstellung des 
Marktes so, daß die Gutachterausschüsse nur 
mit ihrer Kenntnis zutreffende Verkehrswerte 
im landwirtschaftlichen Bereich ermitteln kön-
nen. 

74. Zu Artikel 1 Nr. 97 (§ 195 Abs. 2 Satz 1) 

In Artikel 1 Nr. 97 ist in § 195 Absatz 2 Satz 1 das 
Wort „nur" zu streichen. 

Begründung 

Die Streichung soll ermöglichen, daß die Länder 
die Übermittlung auch an andere Stellen als die 
Finanzämter regeln können. 

75. Zu Artikel 1 Nr. 97 (§ 195) 

In Artikel 1 Nr. 97 werden in § 195 Abs. 2 Satz 1 
die Worte „übermittelt werden" durch die Worte 
„sowie den staatlichen Bauverwaltungen für die 
Wertermittlung zugänglich gemacht werden" er-
setzt. 

Begründung 

Die Verkehrswertermittlung muß nach der 
Wertermittlungsverordnung in der Fassung 
vom 15. August 1972 — WertV — auf der Basis 
von Vergleichspreisen durchgeführt werden. Als 
Hilfsmittel werden die Bodenrichtwerte und die 
Kaufpreissammlungen der Gutachterausschüs-
se herangezogen. 

Die Wertermittlungsverordnung bestimmt zur 
Anwendung der Bodenrichtwerte: „Die Richt-
werte sind nur dann geeignet, wenn sie entspre-
chend den örtlichen Verhältnissen unter Be-
rücksichtigung von Lage und Entwicklungszu-
stand und jeweils vorherrschender Grund-
stücksgestalt hinreichend bestimmt sind." 

Dies ist in der Regel jedoch nicht der Fall. 

Die Wertermittler in Finanzbau- und Staats-
hochbauämtern sowie in den zuständigen Prüf-
instanzen der Oberfinanzdirektionen und der 
Regierungspräsidenten sind bei der Ermittlung 
von Verkehrswerten daher häufig auf die Ver-
gleichspreise aus den Kaufpreissammlungen 
angewiesen. In der Vergangenheit wurde den 
staatlichen Wertermittlern der Zugriff auf die 
Kaufpreissammlungen von den Gutachteraus-
schüssen mit Hinweis auf die nicht eindeutige 
Rechtslage verwehrt, selbst wenn sie in Amts-
hilfe für Finanzämter tätig waren. Die Auf-
nahme einer Rechtsgrundlage für dieses Zu-
griffsrecht in das Baugesetzbuch erscheint des-
halb geboten. 
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76. Zu Artikel 1 Nr. 97 (§ 195 Abs. 2 Satz 2) 

In Artikel 1 Nr. 97 ist § 195 Abs. 2 Satz 2 zu strei-
chen. 

Begründung 

Die Vorlage der Kaufpreissammlung vor Ge-
richt stößt auf ganz erhebliche Bedenken, da 
nicht gewährleistet werden kann, daß diese Da-
ten vertraulich behandelt werden. So können 
beispielsweise die gemäß § 99 VwGO vorgeleg-
ten Akten (hier: Kaufpreissammlung) gemäß 
§ 100 VwGO von den Beteiligten eingesehen 
werden; auf Wunsch sind ihnen sogar Abschrif-
ten o. ä. zu erteilen. Aus datenschutzrechtlichen 
Gründen kann einer solchen Öffnung der Kauf-
preissammlung nicht zugestimmt werden. 

77. Zu Artikel 1 Nr. 97 (§ 195 Abs. 3, § 199 Abs. 2 
Nr. 4) 

In Artikel 1 Nr. 97 ist § 195 Abs. 3 wie folgt zu 
fassen: 

„(3) Die Einsichtnahme in die Kaufpreis-
sammlung und die Erteilung von Auskünften 
aus der Kaufpreissammlung regeln sich nach 
landesrechtlichen Vorschriften (§ 199 Abs. 2 
Nr. 4)." 

Als Folge sind in Artikel 1 Nr. 97 in § 199 Abs. 2 
Nr. 4 die Worte „aus der Kaufpreissammlung" 
zu ersetzen durch die Worte „und die Einsicht-
nahme". 

Begründung 

Auch die Einsichtnahme in die Kaufpreissamm-
lung soll durch Landesrecht geregelt werden. 
Die Erfordernisse des Datenschutzrechts wer-
den durch Landesrecht gesichert. 

78. Zu Artikel 1 Nr. 97 (§ 196 Abs. 1 Satz 1) 

In Artikel 1 Nr. 97 ist § 196 Abs. 6 Satz 1 wie folgt 
zu fassen: 

„Aufgrund der Kaufpreissammlung sind für je-
des Gemeindegebiet durchschnittliche Lage-
werte für den Boden unter Berücksichtigung 
des unterschiedlichen Entwicklungszustands, 
mindestens jedoch für erschließungsbeitrags-
pflichtiges oder erschließungsbeitragsfreies 
Bauland, zu ermitteln (Bodenrichtwerte)." 

Begründung 

Es besteht kein Bedürfnis für die Ausweitung 
der bundesrechtlichen Vorschriften über die Er-
mittlung von Bodenrichtwerten, mit Ausnahme 
des durch den Wegfall der Ausgleichsbetrags-
verordnung bedingten Satzes 5 in Absatz 1. Die 
bisherige Formulierung des § 143 b Abs. 1 Satz 1 
BBauG hat sich eingespielt. Die Neuregelung ist 
zudem unklar. Wenn nämlich künftig „für ... 
unbebauten und bebauten Boden" die Pflicht 

zur Ermittlung von Bodenrichtwerten betont 
wird, könnte daraus geschlossen werden, daß je-
weils für beide Zustände des Bodens Werte zu 
ermitteln sind. 

79. Zu Artikel 1 Nr. 97 (§ 199 Abs. 2 nach Nr. 4) 

In Artikel 1 Nr. 97 ist in § 199 Abs. 2 nach Num-
mer 4 folgende Nummer 4 a einzufügen: 

„4 a. die Übermittlung von Daten der Flurberei-
nigungsbehörden zur Führung und Aus-
wertung der Kaufpreissammlung,". 

Begründung 

Die Landesregierungen sollten ermächtigt wer-
den, Regelungen darüber zu treffen, daß der 
Flurbereinigungsplan mit seinen Grundstücks-
übertragungen und Grundstückstauschen ein-
schließlich der Geldabfindungen und Masse-
landverkäufe ausgewertet werden kann. Dies 
würde vor allem in ländlichen Gebieten die 
Möglichkeit eröffnen, den Grundstücksmarkt 
mit den teilweise spärlichen Verkaufsfällen bes-
ser erfassen zu können. 

80. Zu Artikel 1 Nr. 102 (§ 147 — alt —/§ 203 
— neu —) 

In Artikel 1 ist Nummer 102 wie folgt zu fassen: 

„102. Der bisherige § 147 wird § 203 und wie 
folgt geändert: 

a) In Absatz 1 werden die Worte „Die zu-
ständige oberste Landesbehörde kann 
im Einvernehmen mit der Gemeinde 
bestimmen," durch die Worte „Die Lan-
desregierung oder die von ihr be-
stimmte Behörde kann im Einverneh-
men mit der Gemeinde durch Rechts-
verordnung bestimmen," ersetzt. 

b) In Absatz 2 Satz 1 werden die Worte 
„oder dem Städtebauförderungsgesetz" 
gestrichen. 

Begründung 

Das Erste Gesetz zur Bereinigung des Verwal-
tungsverfahrensrechts (BR-Drucksache 2/86) 
enthält bereits umfassende Änderungsvor-
schriften in verschiedenen Rechtsbereichen, die 
bewirken werden, daß Sondervorschriften über 
das Verwaltungsverfahren in den geänderten 
Gesetzen zugunsten der Geltung des Verwal-
tungsverfahrensgesetzes aufgehoben werden. 
Diesem Gedanken folgend, sind auch die Vor-
schriften über das Verwaltungsverfahren nach 
dem Bundesbaugesetz zu prüfen. 

Die Änderung zu Nummer 79 bewirkt, daß die 
verfassungsrechtlichen Bedenken, die sich aus 
der Bestimmung der Zuständigkeit einer ober- 
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sten Landesbehörde ergeben können, durch 
eine Zuständigkeitsverlagerung auf die Landes-
regierung beseitigt werden. Im übrigen wird 
durch die Festlegung, daß die Befugnis, Zustän-
digkeiten abweichend vom Gesetz zu bestim-
men, nur durch Rechtsverordnung zu vollzie-
hen, erreicht, daß die Rechtsqualität dieser Ent-
scheidung durch den Gesetzgeber bestimmt 
wird. 

81. Zu Artikel 1 Nr. 104 (§ 205 Abs. 3) 

In Artikel 1 Nr. 104 ist § 205 Abs. 3 vor Num-
mer 1 wie folgt zu fassen: 

„Die Länder können Rechtsvorschriften erlas-
sen über." 

Begründung 

Klarstellung des Gewollten. Im Bereich konkur-
rierender Gesetzgebung bedürfen die Länder 
zur Ausfüllung bewußter Regelungslücken kei-
ner bundesrechtlichen Ermächtigung (vgl. auch 
§ 204). 

82. Zu Artikel 1 Nr. 105 (§ 148) 

In Artikel 1 ist Nummer 105 wie folgt zu fassen: 

„105. Der bisherige § 148 wird gestrichen." 

Begründung 

Zum Grundsätzlichen siehe Absatz 1 der Be-
gründung zu Ziffer 80. 

Die unter Nummer 105 vorgeschlagene Strei-
chung des § 148 bewirkt, daß die einschlägigen 
Vorschriften der Verwaltungsverfahrensgesetze 
zum Zuge kommen. 

83. Zu Artikel 1 Nr. 106 bis 113 

In Artikel 1 sind die Nummern 106 bis 113 durch 
die folgenden Nummern 106 bis 111 zu erset-
zen: 

,106. Nach dem neuen § 205 wird folgende Zwi-
schenüberschrift angefügt: 

„Dritter Abschnitt 
Ergänzende Vorschriften für das Verwal

-

tungsverfahren" 

107. Nach der Zwischenüberschrift wird folgen-
der § 206 angefügt: 

„§ 206 
Verwaltungsverfahren 

Für das Verwaltungsverfahren nach die-
sem Gesetz gilt das Landesrecht, soweit 
nichts anderes bestimmt ist." 

108. Die bisherigen §§ 149 und 150 werden ge-
strichen. 

109. Der bisherige § 151 wird § 207.  

110. Die bisherigen §§ 152 bis 154 werden gestri-
chen. 

111. Der bisherige § 155 wird § 208 und erhält 
folgende Fassung: 

„§ 208 
Vorverfahren 

Soll ein nach dem 4. oder 5. Teil des 
Ersten Kapitels erlassener Verwaltungs-
akt durch Antrag auf gerichtliche Ent-
scheidung nach § 217 angefochten werden, 
so bestimmt sich die Notwendigkeit eines 
Vorverfahrens, in dem die Rechtmäßigkeit 
und die Zweckmäßigkeit des Verwaltungs-
aktes nachzuprüfen ist, nach dem Landes-
recht." 

Begründung 

Zum Grundsätzlichen siehe Absatz 1 der Be-
gründung zu Ziffer 80. 

Mit den unter den neuen Nummern 106 bis 111 
vorgeschlagenen Änderungen soll erreicht wer-
den, daß weitgehend die einschlägigen Vor-
schriften der Verwaltungsverfahrensgesetze der 
Länder anzuwenden sind. Dies hatte zur Folge, 
daß der Wortlaut der Überschrift entsprechend 
anzupassen war. 

Mit der Einfügung des neuen § 206 wird klarge-
stellt, daß vorbehaltlich anderer Bestimmungen 
die Vorschriften des Verwaltungsverfahrens-
rechts anzuwenden sind. 

Mit der Streichung der §§ 149 und 150 kommen 
für die Bestellung eines Vertreters von Amts 
wegen und den Untersuchungsgrundsatz und 
die Beweismittel die Vorschriften des Landes-
verwaltungsrechts zum Zuge. Soweit erforder-
lich, ist die Erzwingung von Handlungen, Dul-
dungen oder Unterlassungen nach dem ein-
schlägigen Landesrecht möglich. 

Der bisherige § 151 wird § 207 und in seiner bis-
herigen Fassung beibehalten. 

Mit der Streichung der §§ 152 und 153 kommen 
die einschlägigen Vorschriften des Landesver-
waltungsrechts zum Zuge. (Die Streichung des 
§ 152 ist außerdem auch im Ersten Gesetz zur 
Bereinigung des Verwaltungsverfahrensrechts 
vorgesehen.) 

Mit der Neufassung des bisherigen § 155 — 
neuer § 208 — soll auch erreicht werden, daß das 
jeweilige Landesrecht regelt, ob ein Vorverfah-
ren dem Antrag auf gerichtliche Entscheidung 
nach § 217 vorangeht, wenn ein nach dem 4. oder 
5. Teil des Ersten Kapitels erlassener Verwal-
tungsakt angefochten werden soll. 

84. Zu Artikel 1 Nr. 116, 117, 118 (§§ 214 bis 216) 

Im weiteren Gesetzgebungsverfahren sollte 
eine Regelung über die Behandlung fehlerhaf-
ter Bebauungspläne eingefügt werden. 

Die Behandlung fehlerhafter und damit nich

-

tiger Bebauungspläne bereitet in der Praxis er- 
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hebliche Schwierigkeiten. Die Klärung dieser 
Fragen ist von großer praktischer Bedeutung. 
Eine gesetzliche Regelung dieses Komplexes ist 
daher dringend wünschenswert. Lösungsan-
sätze sind in dem Bericht des Arbeitskreises 
„Baurechtliche und verwaltungsprozessuale 
Fragen", den der BMBau vorgelegt hat, aufge-
zeigt. Darauf nimmt der Bundesrat hier Bezug. 
Im übrigen war im Vorentwurf des BMBau eine 
solche Regelung in Aussicht gestellt worden. 

85. Zu Artikel 1 Nr. 117 (§ 215) 

In weiteren Gesetzgebungsverfahren sollte ge-
prüft werden, ob die Bestandskraft von Bauleit-
plänen über die vorgesehenen Maßnahmen hin-
aus noch stärker abgesichert werden kann. 

Nach § 215 Abs. 1 wird lediglich das Geltendma-
chen von Verfahrens- und Formvorschriften 
zeitlich auf ein Jahr befristet. Die Verletzung 
von Vorschriften des materiellen Rechts, insbe-
sondere des Abwägungsgebots (§ 1 Abs. 6), soll 
dagegen zeitlich unbegrenzt geltend gemacht 
werden können. Dies ist zu eng, da — wie schon 
jetzt — bei Normenkontrollanträgen gegen Be-
bauungspläne und bei sonstigen Gerichtsver-
fahren zunehmend auf Abwägungsfehler abge-
stellt wird. 

Erforderlich ist daher eine Befristung der Gel-
tendmachung von Fehlern der Abwägung und 
von sonstigen materiellen Rechtsverletzungen. 
Hierfür hat sich auch der vom BMBau einge-
setzte Arbeitskreis „Baurechtliche und verwal-
tungsprozessuale Fragen" eingesetzt (BBauBl. 
1985, Heft 6). Im Arbeitskreis waren namhafte 
Vertreter der Verwaltungsgerichte, der Anwälte 
und Rechtsgelehrten vertreten. Der Arbeits-
kreis hält eine angemessene Befristung für ver-
fassungsrechtlich unbedenklich. Lediglich bei 
besonders schwierigen und offenkundigen Feh-
lern soll nach Meinung einiger Arbeitskreismit-
glieder eine Befristung nicht in Betracht kom-
men. 

Es ist auch nicht geregelt, wie verfahren werden 
soll, wenn die Gemeinde nach fristgerechter 
Rüge gemäß § 215 Abs. 1 untätig bleibt. Diese 
Frage ist schon nach geltendem Recht offen. Da 
die Rüge nicht nur zugunsten des Rügenden, 
sondern allgemein wirkt, kann in diesem Falle 
jedermann die Unwirksamkeit des Bauleitplans 
zeitlich unbeschränkt geltend machen. 

86. Zu Artikel 1 Nr. 117 (§ 215 Abs. 3 Satz 2) 

Die Bundesregierung wird gebeten, im weiteren 
Verlauf des Gesetzgebungsverfahrens auf eine 
Fassung des § 215 Abs. 3 Satz 2 hinzuwirken, die 
das Gewollte klarer zum Ausdruck bringt. 

87. Zu Artikel 1 Nr. 120 Buchstabe a Doppelbuch-
stabe cc (§ 217 Abs. 1 Satz 3) 

Artikel 1 Nr. 120 Buchstabe a Doppelbuchsta-
be cc ist wie folgt zu fassen: 

,cc) Nach Satz 2 wird folgender Satz eingefügt: 
„Mit dem Antrag auf gerichtliche Entschei-
dung kann auch die Verurteilung zum Erlaß 
eines Verwaltungsakts oder zu einer sonsti-
gen Leistung sowie eine Feststellung be-
gehrt  werden."'  

Begründung 

Die Änderung dient der besseren Verständlich-
keit der Vorschrift. 

88. Zu Artikel 1 Nr. 130 (§ 242 Abs. 4 Satz 2) 

In Artikel 1 Nr. 130 sind in § 242 Abs. 4 Satz 2 die 
Worte „ein Beitrag nach Landesrecht erhoben 
worden" durch die Worte „eine Beitragspflicht 
nach Landesrecht entstanden" zu ersetzen. 

Begründung 

Die Formulierung „erhoben worden" bringt zum 
Ausdruck, daß der Beitrag nach Landesrecht 
mindestens festgesetzt, wenn nicht gar entrich-
tet sein muß, um eine Anwendung des Bauge-
setzbuchs auszuschließen. Darauf kann es ver-
nünftigerweise nicht ankommen. Maßgeblich 
muß vielmehr sein, ob eine Beitragsforderung 
aufgrund Landesrechts bei Verkündung des Ge-
setzes abgabenrechtlich entstanden ist. Diese 
Abgabeforderung soll und darf durch § 242 
Abs. 4 nicht mehr verändert werden, gleichgül-
tig ob sie bereits festgesetzt oder bezahlt ist. 

89. Zu Artikel 1 Nr. 130 (§ 246 Abs. 6 Satz 1) 

In § 246 Abs. 6 Satz 1 sind folgende Nummern 4 
bis 7 anzufügen: 

„4. die Bekanntmachung des Flächennutzungs-
plans abweichend von § 6 Abs. 5, 

5. die Bekanntmachung des Bebauungsplans 
abweichend von § 12, 

6. die Bekanntmachung sonstiger Satzungen 
abweichend von § 16 Abs. 2 Satz 1 und den 
hierauf verweisenden Vorschriften oder 

7. die Genehmigung für die Teilung von 
Grundstücken abweichend von §§ 19 bis 21 
und 23." 

Begründung 

Die Bekanntmachung von Satzungen ist landes-
rechtlich geregelt. Die Bekanntmachungsvor-
schriften der Länder sehen auch die sog. Ersatz-
bekanntmachung von Plänen und Karten vor. 
Den Ländern sollte daher das Recht zustehen, 
das Landesrecht auch für die Bekanntmachung 
des Flächennutzungsplans und des Bebauungs-
plans für anwendbar zu erklären. Hierdurch 
würde bewirkt, daß für alle Satzungen der Ge-
meinden ein einheitliches, landesrechtlich gere-
geltes Bekanntmachungsrecht gilt. 
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Da der Zweite Abschnitt „Bodenverkehr" (§§ 19 
bis 23) nicht aufgehoben wird, sollten im Inter-
esse der Klarheit und Übersichtlichkeit des 
Baurechts die bauplanungsrechtliche Teilungs-
genehmigung und die in den Landesbauordnun-
gen vorgesehene bauordnungsrechtliche Tei-
lungsgenehmigung zu einer Genehmigung zu-
sammengefaßt werden, durch die — entspre-
chend der landesrechtlichen Baugenehmigung 
— die Einhaltung sowohl des Bauplanungs-
rechts als auch des Bauordnungsrechts kontrol-
liert wird. Es ist deshalb zweckmäßig, daß die 
Vorschriften des Bundesbaugesetzes über die 
Teilungsgenehmigung durch Landesgesetz auf-
gehoben werden können, wenn entsprechende 
landesrechtliche Vorschriften bestehen. 

90. Zu Artikel 1 Nr. 130 (§ 246 Abs. 6 Satz 2) 

In Artikel 1 Nr. 130 sind in § 246 Abs. 6 Satz 2 die 
Worte 

„die Erforderlichkeit der Erschließungsanlagen 
(§ 129 Abs. 1 Satz 1)," sowie der Schlußhalbsatz 
„; über die Erforderlichkeit der Erschließungs-
anlagen (§ 129 Abs. 1 Satz 1) können die Länder 
Näheres regeln" 

zu streichen. 

Begründung 

Die von der Bundesregierung in § 246 gezogene 
Grenze zwischen den nicht disponiblen und den 
disponiblen Vorschriften des Erschließungsbei-
tragsrechts ist nicht konsequent und beläßt den 
Ländern zu wenig Spielraum für eigenständige 
materielle Regelungen. Der Schlußhalbsatz, der 
den Ländern nähere Regelungen zur Erforder-
lichkeit erlaubt, behandelt die Länder wie einen 
Verordnungsgeber und achtet nicht ihre Eigen-
staatlichkeit. Die Streichung des Bezuges auf 
§ 129 Abs. 1 Satz 1 bewirkt, daß in Zukunft eine 
vernünftige Grenze zwischen den Kompetenzen 
der Landesgesetzgeber und dem nicht zur Dis-
position der Länder stehenden Bundesrecht ge-
zogen wird. Der Bund wird demnach die grund-
sätzliche Pflicht zur Erhebung von Erschlie-
ßungsbeiträgen für bestimmte Anlagen regeln; 
die Länder werden die Modalitäten der Bei-
tragspflicht regeln können. 

91. Zu Artikel 1 Nr. 130 (§ 246) 

In Artikel 1 Nr. 130 sind in § 246 Abs. 6 Satz 2 die 
Worte „sowie über die Stundung des Beitrags 
für landwirtschaftlich genutzte Grundstücke 
(§ 135 Abs. 4) und den teilweisen oder vollständi-
gen Erlaß des Erschließungsbeitrags (§ 135 
Abs. 5)" zu streichen. 

Begründung 

Die Stundung des Beitrags für landwirtschaft

-

lich genutzte Grundstücke und der Erlaß von 
Erschließungsbeiträgen müssen nicht unbe

-

dingt bundesrechtlich geregelt werden. Diese 
Regelungen sind Teil des Erhebungsverfahrens, 
das im übrigen in der Gesetzgebungskompetenz 
der Länder liegt, und sollten deshalb künftig 
vom Landesgesetzgeber getroffen werden kön-
nen. 

92. Zu Artikel 1 Nr. 130 (§ 246 Abs. 6 Satz 4) 

In Artikel 1 Nr. 130 ist in § 246 Abs. 6 der letzte 
Satz zu streichen. 

Begründung 

Es ist nicht einzusehen, warum die Länder je-
weils die ganze Materie abweichend regeln 
müssen. Die Übernahme oder Beibehaltung ein-
zelner Vorschriften des Bundesrechts kann 
durchaus sinnvoll sein. 

93. Zu Artikel 2 Nr. 9 (§ 47 Abs. 1 Nr. 1 VwGO) 

Die Bundesregierung wird gebeten, im weiteren 
Verlauf des Gesetzgebungsverfahrens zu prü-
fen, ob nicht in § 47 Abs. 1 Nr. 1 VwGO auch die 
Verweisung auf Satzungen aufgrund des Städte-
bauförderungsgesetzes und auf Rechtsverord-
nungen aufgrund des § 92 Abs. 2 StBauFG ge-
strichen werden muß. § 246 Abs. 2 des Bauge-
setzbuchs ersetzt nicht nur § 188 Abs. 2 BBauG, 
sondern auch § 92 Abs. 2 StBauFG. 

94. Zu Artikel 2 Nr. 15 Buchstabe a (§ 6 b EStG) 

Artikel 2 Nr. 15 Buchstabe a wird wie folgt geän-
dert: 

a) In dem Einleitungssatz werden die Worte 
„wird folgender Absatz" durch die Worte 
„werden folgende Absätze" ersetzt. 

b) Nach Absatz 7 wird folgender Absatz 8 ange-
fügt: 

„(8) Absatz 7 ist nur anzuwenden, wenn die 
nach Landesrecht zuständige Behörde be-
scheinigt, daß die Übertragung der Wirt-
schaftsgüter zum Zweck der Vorbereitung 
oder Durchführung von städtebaulichen Sa-
nierungs- und Entwicklungsmaßnahmen an 
einen der in Absatz 7 Satz 3 bezeichneten Er-
werber erfolgt ist." 

Begründung 

Es soll damit das bisher in § 83 Abs. 2 Buchsta-
be d StBauFG vorgesehene Bescheinigungsver-
fahren beibehalten werden. Aus der Sicht der 
Finanzverwaltung, die bei der Prüfung der Vor-
aussetzungen des neuen § 6 b Abs. 7 EStG ohne-
hin regelmäßig die Baubehörden beteiligen 
müßte, bedeutet die vorgeschaltete Prüfung 
durch die hierfür kompetente Behörde eine we-
sentliche Erleichterung. Hierauf sollte deshalb 
nicht verzichtet werden. 
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95. Zu Artikel 5 

Der Text des Artikels 5 ist wie folgt zu fassen: 

„Dieses Gesetz tritt am ersten Tage des sech-
sten auf die Verkündung folgenden Kalender-
monats in Kraft. 

Vorschriften, die zum Erlaß von Rechtsverord-
nungen ermächtigen, treten am Tage nach der 
Verkündung in Kraft." 

Begründung 

Die durchführenden Behörden benötigen ange-
messene Zeit, um sich auf den neuen Rechtszu-
stand einzustellen. 


